
1
A 11564

Gesetz- und Verordnungsblatt

für Mecklenburg-Vorpommern

Herausgeber: Ministerium für Justiz, Gleichstellung und Verbraucherschutz

2023 Ausgegeben in Schwerin am 13. Januar Nr. 1

Tag INHALT Seite

22.12.2022 Verordnung über die Laufbahnen, die Ausbildung und Prüfung der Fachrichtung Feuerwehrdienst 
in Mecklenburg-Vorpommern
(Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung – FwLAPVO M-V)
GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2030 - 11 - 30 ..............................................................................................................  2

2.1.2023 Verordnung zur Unterstützung von Betreuungsvereinen für ihre Aufgaben nach § 15 Absatz 1 des 
Betreuungsorganisationsgesetzes
(BtVUnterstVO M-V)
GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 200 - 2 - 2 ....................................................................................................................  49

2.1.2023 Verordnung zur Übertragung hoheitlicher Aufgaben im Geschäftsbereich des Ministeriums für Bildung 
und Kindertagesförderung auf das Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern
GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 600 - 2 - 20  .................................................................................................................  51

4.1.2023 Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Staatsvertrags zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021
GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 2186 - 31 .....................................................................................................................  51

5.1.2023 Entschädigung und Kostenpauschale für die Mitglieder des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern
GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 1101 - 1 - 20 ................................................................................................................  52



Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 20232 Nr. 1

Verordnung über die Laufbahnen, die Ausbildung und Prüfung der 
Fachrichtung Feuerwehrdienst in Mecklenburg-Vorpommern

(Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung – FwLAPVO M-V)

Vom 22. Dezember 2022

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2030 - 11 - 30

Aufgrund des § 25 Absatz 1 Satz 1 und 3 sowie des § 26 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes vom 17. Dezember 2009 (GVOBl. 
M-V S. 687), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 11. Mai 2021 (GVOBl. M-V S. 600, 676) geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 24 Absatz 7 der Allgemeinen Laufbahnverordnung vom 29. September 2010 (GVOBl. M-V S. 565, 611), die zuletzt durch die Ver-
ordnung vom 23. August 2016 (GVOBl. M-V S. 750) geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung:
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Teil 1
Allgemeines

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt die Laufbahnen sowie die Ausbil-
dung und Prüfung für die Beamtinnen und Beamten der Fach-
richtung Feuerwehrdienst

1. des Landes (Landesbeamte) und

2. der Gemeinden, Landkreise und Ämter sowie der Zweckver-
bände (Kommunalbeamte).

(2) Die Regelungen dieser Verordnung gelten für die Laufbahnen 
der Fachrichtung Feuerwehrdienst abweichend oder in Ergänzung 
zur Allgemeinen Laufbahnverordnung.

Teil 2
Laufbahnen der Fachrichtung Feuerwehrdienst

Kapitel 1
Gemeinsame Bestimmungen

§ 2
Laufbahnen, Vorbereitungsdienst, Amtsbezeichnungen

(1) Die Laufbahnen der Fachrichtung Feuerwehrdienst umfassen 
den Vorbereitungsdienst sowie alle Ämter dieser Laufbahnen.

(2) Für die Fachrichtung Feuerwehrdienst werden folgende Vor-
bereitungsdienste eingerichtet:

1. Vorbereitungsdienst für den Zugang zum zweiten Einstiegs-
amt der Laufbahngruppe 1 (mittlerer Dienst),

2. Vorbereitungsdienst für den Zugang zum ersten Einstiegsamt 
der Laufbahngruppe 2 (gehobener Dienst) und

3. Vorbereitungsdienst für den Zugang zum zweiten Einstiegs-
amt der Laufbahngruppe 2 (höherer Dienst).

(3) Die zu der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, und 
Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Feuerwehrdienst gehörenden 
Ämter sowie die jeweiligen Einstiegsämter ergeben sich aus der 
Anlage 1 der Allgemeinen Laufbahnverordnung.

§ 39 Endgültiges Nichtbestehen der Laufbahnprüfung
§ 40 Information an den Dienstherrn

Teil 4
Schlussvorschriften

§ 41 Übergangsregelungen
§ 42 Zustimmungserfordernisse
§ 43 Übertragungsvorbehalt
§ 44 Anlagen
§ 45 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 3
Höchstaltersgrenzen

Bezüglich der Höchstaltersgrenzen gelten die Regelungen des 
§ 18a des Landesbeamtengesetzes.

§ 4
Bewerbung, Auswahlverfahren

(1) Bewerbungen um eine Einstellung als Landesbeamtin oder 
Landesbeamter gemäß § 1 Absatz 1 Nummer 1 sind an das Minis-
terium für Inneres, Bau und Digitalisierung zu richten. Bewerbun-
gen um eine Einstellung als Kommunalbeamtin oder Kommunal-
beamter gemäß § 1 Absatz 1 Nummer 2 sind an die zuständige 
Einstellungsbehörde zu richten.

(2) Der Entscheidung über die Einstellung gehen eine Stellenaus-
schreibung und ein Auswahlverfahren voraus. Die Entscheidung 
über die Art und Weise des Auswahlverfahrens bestimmt die zu-
ständige Einstellungsbehörde.

§ 5
Einstellung in den Feuerwehrdienst

(1) In den Feuerwehrdienst kann eingestellt werden, wer

1. die gesetzlichen Voraussetzungen für die Berufung in das Be-
amtenverhältnis erfüllt,

2. nach amtsärztlichem Gutachten für den Dienst in der Feuer-
wehr tauglich ist; dies erfordert insbesondere die nach arbeits-
medizinischen Grundsätzen festzustellende Eignung zum 
Tragen von umluftunabhängigen Atemschutzgeräten, zum 
Arbeiten in großen Höhen und zum Führen von Feuerwehr-
fahrzeugen unter Einsatzbedingungen,

3. die Fahrerlaubnis der Klasse B besitzt und

4. das Deutsche Schwimmabzeichen in Bronze oder ein anderes 
mindestens gleichwertiges Schwimmabzeichen besitzt.

(2) Vor der Einstellung haben die Bewerberinnen und Bewerber 
neben den unter Absatz 1 genannten Nachweisen folgende weite-
re Unterlagen beizubringen:

1. den Nachweis über die Erfüllung der Anforderungen aus § 7 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Beamtenstatusgesetzes und

2. ein behördliches Führungszeugnis.
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§ 6
Urlaub

Die Anwärterinnen und Anwärter sollen ihren Erholungsurlaub 
während der berufspraktischen Ausbildungszeiten nehmen. Die 
Ausbildungsbehörde kann den Zeitraum des Erholungsurlaubes 
festlegen. Während der fachtheoretischen Ausbildungszeiten und 
weiterer schulischer Abschnitte sind Dienstbefreiungen nur in 
Ausnahmefällen möglich und können durch die Ausbildungsstel-
le gewährt werden.

Kapitel 2
Vorbereitungsdienst, Rechtsstellung und 

besondere Anforderungen

§ 7
Rechtsstellung, Pfl ichten der Anwärterinnen und Anwärter 

sowie der Referendarinnen und Referendare

(1) Die Bewerberinnen und Bewerber werden von der zuständigen 
Behörde des Dienstherrn unter Berufung in das Beamtenverhältnis 
auf Widerruf in den Vorbereitungsdienst ihrer Laufbahn eingestellt. 
Sie führen während des Vorbereitungsdienstes in der Laufbahn des 
mittleren Dienstes und in der Laufbahn des gehobenen Dienstes die 
Dienstbezeichnung mit dem Zusatz „-anwärterin“ oder „-anwär-
ter“. Bewerberinnen und Bewerber für die Laufbahn des höheren 
Dienstes führen während des Vorbereitungsdienstes die Dienstbe-
zeichnung „Brandreferendarin“ oder „Brandreferendar“.

(2) Anwärterinnen und Anwärter sowie Referendarinnen und 
Referendare sind verpfl ichtet, während der Ausbildung an allen 
Ausbildungsabschnitten teilzunehmen. Die Pfl icht besteht nicht, 
wenn Vorkenntnisse gemäß § 16 anerkannt und angerechnet wor-
den sind. Im Rahmen der Teilnahme haben sie die fachtheoreti-
schen und fachpraktischen Ausbildungsbestandteile zu absolvie-
ren, die Prüfungen abzulegen und ihr Lernverhalten zielgerichtet 
und eigenverantwortlich darauf auszurichten. Im Übrigen unter-
liegen sie den sonstigen beamtenrechtlichen Pfl ichten.

§ 8
Besondere Anforderungen sowie Dauer und Inhalt des 

Vorbereitungsdienstes der Laufbahn des mittleren Dienstes

(1) In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, wer 
neben den Einstellungsvoraussetzungen gemäß § 5 eine für die 
Fachrichtung Feuerwehrdienst geeignete

1. Gesellenprüfung gemäß § 31 der Handwerksordnung oder

2. Abschlussprüfung im Sinne des § 37 des Berufsbildungsge-
setzes oder

3. staatliche Prüfung im Sinne des § 5 des Notfallsanitätergeset-
zes oder

4. abgeschlossene Spezialausbildung, über deren Anerkennung 
die oberste Dienstbehörde entscheidet,

nachweist.

(2) Der Vorbereitungsdienst dauert 18 Monate.

(3) Im Rahmen des Vorbereitungsdienstes sind durch die An-
wärterin oder den Anwärter die in Anlage 1 aufgeführten Aus-
bildungsteile zu absolvieren.

Anl. 1

§ 9
Besondere Anforderungen sowie Dauer und Inhalt des 

Vorbereitungsdienstes der Laufbahn des gehobenen Dienstes

(1) In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, wer ne-
ben den Einstellungsvoraussetzungen gemäß § 5 ein mindestens 
mit einem Bachelorgrad oder einem gleichwertigen Abschluss 
abgeschlossenes Hochschulstudium in einer für die Laufbahn ge-
eigneten Fachrichtung nachweist.

(2) Der Vorbereitungsdienst dauert 24 Monate.

(3) Im Rahmen des Vorbereitungsdienstes sind durch die An-
wärterin oder den Anwärter die in Anlage 2 aufgeführten Aus-
bildungsteile zu absolvieren.

§ 10
Besondere Anforderungen sowie Dauer und Inhalt des 

Vorbereitungsdienstes der Laufbahn des höheren Dienstes

(1) In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden, wer ne-
ben den Einstellungsvoraussetzungen gemäß § 5 ein mit einem 
Staatsexamen, einem Mastergrad oder einem gleichwertigen Ab-
schluss abgeschlossenes Hochschulstudium in einer für die Lauf-
bahn geeigneten Fachrichtung nachweist.

(2) Der Vorbereitungsdienst dauert 24 Monate.

(3) Die Ausbildung und Prüfung richten sich nach der Ausbil-
dungsverordnung Feuerwehr für die Laufbahngruppe 2.2 des 
Landes Nordrhein-Westfalen. Mit Bestehen der Laufbahnprüfung 
erwirbt die Referendarin oder der Referendar die Laufbahnbefä-
higung für diese Laufbahn.

(4) Die Ausbildungsstellen ergeben sich aus § 11 Absatz 2 in Ver-
bindung mit der Ausbildungsverordnung Feuerwehr für die Lauf-
bahngruppe 2.2 des Landes Nordrhein-Westfalen.

Kapitel 3
Ausbildung und Qualifi zierung für die Laufbahnen der 

Fachrichtung Feuerwehrdienst

Abschnitt 1
Gemeinsame Bestimmungen

§ 11
Ausbildungsbehörde, Ausbildungsstelle

(1) Ausbildungsbehörde für Anwärterinnen und Anwärter sowie 
für Referendarinnen und Referendare der kommunalen Dienst-
herren ist das verwaltungsleitende Organ ihres Dienstherrn, für 
Anwärterinnen und Anwärter sowie für Referendarinnen und Re-
ferendare des Landes das Ministerium für Inneres, Bau und Digi-
talisierung.

(2) Ausbildungsstelle ist

1. für die Durchführung der Grundausbildung, der theoretischen 
Rettungssanitäterausbildung sowie der fachpraktischen Aus-
bildungen

a) für Anwärterinnen und Anwärter sowie für Brandreferen-
darinnen und Brandreferendare bei kommunalen Dienst-
herren das verwaltungsleitende Organ des Dienstherrn und

Anl. 2
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b) für Anwärterinnen und Anwärter sowie für Brandreferen-
darinnen und Brandreferendare des Landes das Ministe-
rium für Inneres, Bau und Digitalisierung,

2. für die fachtheoretische Ausbildung der Anwärterinnen und 
Anwärter der Laufbahn des gehobenen Dienstes die Landes-
schule für Brand- und Katastrophenschutz,

3. für die fachtheoretische Ausbildung der Brandreferendarin-
nen und Brandreferendare das Institut der Feuerwehr Nord-
rhein-Westfalen.

Die Ausbildungsstellen können das Absolvieren von Ausbil-
dungsteilen bei anderen Stellen, beispielsweise den Berufsfeu-
erwehren, der Landesschule für Brand- und Katastrophenschutz 
sowie bei anderen geeigneten Ausbildungseinrichtungen zulas-
sen. Die Ausbildungsinhalte der einzelnen Ausbildungsthemen 
und sonstigen Lehrveranstaltungen werden in Ausbildungsplä-
nen durch die Landesschule für Brand- und Katastrophenschutz 
oder durch andere geeignete Ausbildungseinrichtungen im Ein-
vernehmen mit der Landesschule für Brand- und Katastrophen-
schutz erstellt.

(3) Die Entsendung zu den Ausbildungsstellen obliegt der zustän-
digen Ausbildungsbehörde. In den Ausbildungsstellen unterliegen 
die Anwärterinnen und Anwärter sowie die Referendarinnen und 
Referendare den Weisungen und Anordnungen der dortigen Vor-
gesetzten.

§ 12
Ausbildungsleitung, Ausbildungsbeauftragte

(1) Die Ausbildungsbehörde bestellt eine Ausbildungsleitung.

(2) Die Ausbildungsleitung muss für die Ausbildung in der 
Laufbahn für den mittleren Dienst und in der Laufbahn für den 
gehobenen Dienst mindestens die Befähigung für die Laufbahn 
des gehobenen Dienstes der Fachrichtung Feuerwehrdienst oder 
eine vergleichbare Qualifi kation besitzen. Für die Ausbildung 
in der Laufbahn des höheren Dienstes muss die Ausbildungslei-
tung mindestens die Befähigung für die Laufbahn des höheren 
Dienstes der Fachrichtung Feuerwehrdienst oder eine vergleich-
bare Qualifi kation besitzen. Die Ausbildungsleitung ist dafür 
verantwortlich, dass die Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Ausbildung geschaff en werden. Dazu erstellt sie einen Ausbil-
dungsplan und informiert sich regelmäßig über den Ablauf der 
Ausbildung.

(3) Durch die Ausbildungsbehörden sind bei Bedarf Ausbil-
dungsbeauftragte zu bestellen, die während des jeweiligen Aus-
bildungsabschnittes für die Ausbildung verantwortlich sind. Sie 
müssen mindestens die Befähigung besitzen, die in dem jeweili-
gen Ausbildungsabschnitt erworben werden soll. Sie sollen dazu 
beitragen, den ordnungsgemäßen Ablauf der berufspraktischen 
Ausbildung zu gewährleisten und stellen das Bindeglied zwi-
schen den Anwärterinnen und Anwärtern, der Ausbildungsstelle 
und der Ausbildungsleitung dar.

§ 13
Ausbildungsnachweise

(1) Während der gesamten Ausbildung sind durch die Anwärterin 
oder den Anwärter Ausbildungsnachweise zu erbringen. Die Aus-
bildungsnachweise bestehen aus

1. Leistungsnachweisen in der Grundausbildung,

2. Befähigungsberichten für die Leistungen in der berufsprakti-
schen Ausbildung,

3. Ergebnissen der schriftlichen und praktischen Ausbildungs-
teile an Bildungseinrichtungen sowie

4. schriftlichen und praktischen Teilen der Zwischen- und Ab-
schlussprüfung.

(2) Einzelheiten zu Umfang, Dauer und zur Anzahl der zu erbrin-
genden Ausbildungsnachweise ergeben sich aus Anlage 4.

§ 14
Ziel der Ausbildung

Die Ausbildung vermittelt den Anwärterinnen und Anwärtern so-
wie Referendarinnen und Referendaren die nach dieser Verord-
nung geforderten fachpraktischen und fachtheoretischen Fähig-
keiten, Kenntnisse und Fertigkeiten, die sie zur selbstständigen 
Erfüllung der Aufgaben in dem Einstiegsamt der jeweiligen Lauf-
bahngruppe befähigen. Zugleich dient die Ausbildung einer Per-
sönlichkeitsbildung, die die Fähigkeit zur Einstellung auf die sich 
ständig wandelnden Arbeits- und Umweltbedingungen fördert 
und auf ein verantwortliches Handeln in einem freiheitlich-demo-
kratischen und sozialen Rechtsstaat vorbereitet.

§ 15
Berufspraktische Ausbildung

(1) In den berufspraktischen Ausbildungszeiten sind die Anwärte-
rinnen und Anwärter in die für die jeweilige Laufbahn typischen 
Arbeitsvorgänge einzuführen. Ihnen ist unter Berücksichtigung 
ihres Ausbildungsstandes Gelegenheit zu geben, die in den schu-
lischen Ausbildungsabschnitten erworbenen Kenntnisse, insbe-
sondere durch praktische Tätigkeiten zu vertiefen. Dabei können 
sie auch Beamtinnen oder Beamte des Feuerwehrdienstes oder 
vergleichbare Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer unter ange-
messener Anleitung zeitweise vertreten.

(2) Die berufspraktische Ausbildung soll in unterschiedlichen 
Tätigkeitsbereichen in mindestens zweimonatigen Ausbildungs-
abschnitten stattfi nden.

(3) Die Ausbildungsbehörden wählen unter Beteiligung der Aus-
bildungsleitung die Tätigkeitsbereiche nach dem Ausbildungs-
ziel unter Berücksichtigung der gegebenen organisatorischen, 
personellen und räumlichen Verhältnisse aus. Grundsätzlich soll 
für jede Anwärterin oder jeden Anwärter der vorgesehene Ausbil-
dungsgang im Voraus festgelegt werden. Dabei kann vorgesehen 
werden, dass Anwärterinnen und Anwärter auch bei Ausbildungs-
stellen anderer Dienstherren ausgebildet werden.

§ 16
Anerkennung und Anrechnung von Vorkenntnissen

(1) Durch die Anwärterin oder den Anwärter im Rahmen ande-
rer Ausbildungen oder Studiengängen außerhalb eines Vorbe-
reitungsdienstes erworbene Leistungen und Ausbildungsinhalte 
(Vorkenntnisse) können im Einzelfall anerkannt und angerechnet 
werden, wenn sie mit den Ausbildungsinhalten nach dieser Ver-
ordnung vergleichbar sind oder diesen entsprechen.

Anl. 3
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(2) Die Anerkennung und Anrechnung von Vorkenntnissen gemäß 
Absatz 1 ist durch die Ausbildungsbehörde beim Prüfungsamt 
schriftlich zu beantragen. Dem Antrag sind prüff ähige Unterlagen 
und Nachweise beizufügen, die Aufschluss über die Ausbildungs-
inhalte und Ausbildungstiefe geben und einen Vergleich mit den 
Inhalten nach dieser Vorschrift ermöglichen. Durch das Prüfungs-
amt können weitere Unterlagen im Rahmen des Prüfverfahrens 
angefordert werden.

(3) Die Entscheidung über den Antrag zur Anrechnung von Vor-
kenntnissen gemäß Absatz 1 ist dem Antragsteller durch das Prü-
fungsamt schriftlich mitzuteilen.

(4) Die angerechneten Vorkenntnisse können zu einer Verkürzung 
des jeweiligen Ausbildungsabschnitts maximal entsprechend des 
Umfangs der anzurechnenden Ausbildung führen. Eine darüber-
hinausgehende Anrechnung erfolgt nicht. Eine Verkürzung der 
Zeit des jeweiligen Vorbereitungsdienstes insgesamt ist damit 
nicht verbunden.

Abschnitt 2
Aufstieg in die Laufbahn des gehobenen Dienstes

§ 17
Allgemeine Regelungen zum Aufstieg

(1) Die §§ 39 bis 41 der Allgemeinen Laufbahnverordnung fi nden 
keine Anwendung.

(2) Beamtinnen und Beamte der Fachrichtung Feuerwehrdienst 
können im Wege des regulären Aufstieges (§ 18) und des Pra-
xisaufstieges (§ 19) in die Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung 
Feuerwehrdienst aufsteigen.

(3) Für die Zulassung zum Aufstieg ist ein Auswahlverfahren 
nach § 33 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 der Allgemeinen Laufbahn-
verordnung durchzuführen.

§ 18
Regulärer Aufstieg

(1) Die oberste Dienstbehörde kann Beamtinnen und Beamte zum 
Auswahlverfahren für den regulären Aufstieg zulassen, die

1. mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe A 8 erreicht ha-
ben,

2. in der letzten Regelbeurteilung mindestens mit der zweit-
höchsten Beurteilungsnote beurteilt worden sind und

3. die Befähigung zum Führen einer taktischen Einheit bis zur 
Stärke einer Gruppe (Qualifi kation zur Gruppenführerin be-
ziehungsweise zum Gruppenführer einer Berufsfeuerwehr) 
erlangt haben.

(2) Die Beamtin oder der Beamte ist in die Aufgaben der neuen 
Laufbahn einzuführen und hat während der Dauer der Einfüh-
rungszeit an den für die Laufbahn erforderlichen Ausbildungstei-
len gemäß Anlage 2 Teil C und D teilzunehmen.

(3) Die Einführungszeit dauert mindestens 18 Monate und schließt 
mit einer Aufstiegsprüfung ab, welche der Laufbahnprüfung ent-
spricht. Durch das Prüfungsamt wird über das erfolgreiche Absol-
vieren der Aufstiegsprüfung ein Zeugnis nach dem Muster 8.3 der 
Anlage 8 ausgestellt. Mit Bestehen der Aufstiegsprüfung wird die Anl. 8

Befähigung für die neue Laufbahn erworben. Die oberste Dienst-
behörde erteilt hierüber eine Feststellung.

(4) Die oberste Dienstbehörde kann die Einführungszeit um 
höchstens ein Jahr verlängern, wenn die Beamtin oder der Beamte 
das Ziel der Einführung noch nicht erreicht hat oder aus besonde-
ren Gründen eine Verlängerung angebracht erscheint.

(5) Beamtinnen und Beamte, die die Aufstiegsprüfung endgültig 
nicht bestanden haben, verbleiben in ihrer bisherigen Rechtsstellung.

(6) Das nach dem Aufstieg maßgebliche erste Einstiegsamt der 
Laufbahngruppe 2 darf erst verliehen werden, wenn die Beamtin 
oder der Beamte sich mindestens sechs Monate nach der erfolg-
reichen Aufstiegsprüfung in der neuen Laufbahn bewährt hat.

§ 19
Praxisaufstieg

(1) Die oberste Dienstbehörde kann Beamtinnen und Beamte zum 
Auswahlverfahren für den Praxisaufstieg zulassen, die

1. ein Amt der Besoldungsgruppe A 9 erreicht haben,

2. sich in einer Dienstzeit von mindestens drei Jahren in diesem 
Amt bewährt haben,

3. in den letzten beiden Regelbeurteilungen mindestens mit der 
zweithöchsten Beurteilungsnote beurteilt worden sind, wobei 
mindestens die letzte Regelbeurteilung in dem Endamt der 
Laufbahngruppe 1 erfolgt sein muss, und

4. die Befähigung zum Führen einer taktischen Einheit bis zur 
Stärke einer Gruppe (Qualifi kation zur Gruppenführerin be-
ziehungsweise zum Gruppenführer einer Berufsfeuerwehr) 
erlangt haben.

(2) Die zum Aufstieg zugelassenen Beamtinnen und Beamten 
werden in die Aufgaben der neuen Laufbahn eingeführt. Während 
der Einführung erfolgt berufsbegleitend die Teilnahme an einer 
Qualifi zierungsfortbildung im Umfang von mindestens 200 Stun-
den an einer im Bereich der Laufbahnausbildung von Feuerwehr-
beamtinnen oder Feuerwehrbeamten tätigen Ausbildungsstelle, 
bei der mindestens die Zugführerausbildung einer Berufsfeuer-
wehr gemäß Anlage 2 Teil C absolviert wird.

(3) Die oberste Dienstbehörde stellt am Ende der Einführung fest, 
ob diese erfolgreich abgeschlossen ist.

(4) Mit der Feststellung der erfolgreichen Einführung erwerben 
die Beamtinnen und Beamten die Befähigung für die neue Lauf-
bahn und erlangen eine Qualifi kation bis höchstens zu einem Amt 
der Besoldungsgruppe A 10.

Abschnitt 3
Qualifi zierung für die Laufbahn des höheren Dienstes

§ 20
Qualifi zierung

(1) § 35 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 sowie Absatz 3 und 4 
der Allgemeinen Laufbahnverordnung fi nden keine Anwendung.

(2) Die oberste Dienstbehörde darf Beamtinnen und Beamten, die 
unterhalb des zweiten Einstiegsamtes ihrer Laufbahn eingestellt 
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worden sind, ein Amt der Besoldungsgruppe A 14 nur übertragen, 
wenn sie

1. eine Qualifi zierungsfortbildung erfolgreich abgeleistet haben 
oder

2. über eine besonders langjährige Berufserfahrung verfügen

und die jeweiligen weiteren Voraussetzungen nach § 21 oder § 22 
erfüllt sind. Sie müssen erfolgreich an einem Auswahlverfahren 
nach § 33 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 der Allgemeinen Laufbahn-
verordnung teilgenommen haben.

§ 21
Berufsbegleitende Qualifi zierung

(1) Die oberste Dienstbehörde kann Beamtinnen und Beamte zur 
Qualifi zierung gemäß § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 für ein Amt 
ab der Besoldungsgruppe A 14 zulassen, die

1. ein mindestens mit einem Bachelorgrad oder einem gleichwer-
tigen Abschluss abgeschlossenes Hochschulstudium besitzen, 
dessen Fachrichtung für den Feuerwehrdienst geeignet ist,

2. mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe A 12 erreicht ha-
ben und

3. in der letzten Regelbeurteilung mindestens mit der zweit-
höchsten Beurteilungsnote beurteilt worden sind.

(2) Die Beamtin oder der Beamte ist in die Aufgaben der neuen 
Laufbahn einzuführen. Die Ausbildung richtet sich nach Anlage 3 
Teil A.

(3) Die Einführungszeit dauert 12 Monate. Die oberste Dienstbehör-
de kann die Einführungszeit um höchstens ein Jahr verlängern. § 8 
Absatz 3 der Allgemeinen Laufbahnverordnung gilt entsprechend.

(4) Nach erfolgreichem Abschluss der Einführungszeit ist eine 
Prüfung abzulegen, die der Laufbahnprüfung entspricht. Die 
oberste Dienstbehörde erteilt hierüber eine Feststellung. Nach 
Feststellung des erfolgreichen Abschlusses der Qualifi zierung 
darf den Beamtinnen und Beamten ein Amt der Besoldungsgrup-
pe A 14 übertragen werden; alle unterhalb dieses Amtes befi nd-
lichen Ämter brauchen nicht mehr durchlaufen zu werden. Be-
amtinnen und Beamte, die die Prüfung endgültig nicht bestanden 
haben, verbleiben in ihrer bisherigen Rechtsstellung.

§ 22
Besonders langjährige Berufserfahrung

(1) Die oberste Dienstbehörde kann Beamtinnen und Beamte zur 
Qualifi zierung gemäß § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 zulassen, 
die

1. sich in einer Dienstzeit von mindestens drei Jahren in einem 
Amt der Besoldungsgruppe A 13 bewährt haben und

2. in den letzten beiden Regelbeurteilungen mindestens mit der 
zweithöchsten Beurteilungsnote beurteilt worden sind, wobei 
die letzte Regelbeurteilung in einem Amt der Besoldungs-
gruppe A 13 erfolgt sein muss.

(2) Die Beamtinnen und Beamten haben eine Qualifi zierungsfort-
bildung im Umfang von mindestens 400 Stunden nachzuweisen. 

Anl. 3

Der Inhalt der Qualifi zierungsfortbildung richtet sich nach dem 
Ausbildungsplan gemäß Anlage 3 Teil B.

(3) Über den erfolgreichen Abschluss der Qualifi zierungsfort-
bildung erteilt die oberste Dienstbehörde eine Feststellung. Nach 
Feststellung des erfolgreichen Abschlusses der Qualifi zierungs-
fortbildung erwerben die Beamtinnen und Beamten eine Quali-
fi kation für ein Amt der Besoldungsgruppe A 14; das Einstiegsamt 
(Besoldungsgruppe A 13) braucht nicht mehr durchlaufen zu wer-
den. Beamtinnen und Beamte, die die Qualifi zierung nicht erfolg-
reich absolvieren, verbleiben in ihrer bisherigen Rechtsstellung.

Abschnitt 4
Anerkennung Laufbahnzugang

§ 23
Berufsqualifi zierender Abschluss

(1) Die oberste Dienstbehörde erkennt den Zugang zur Laufbahn 
auf Basis einer inhaltlich den Anforderungen des Vorbereitungs-
dienstes und damit unmittelbar für die Laufbahn qualifi zierenden 
Berufsausbildung beziehungsweise eines Studiums als Laufbahn-
befähigung für folgende Fälle an:

1. für die Ämter der Laufbahn des mittleren Dienstes, wenn die 
Bewerberinnen oder Bewerber die Prüfung zur Werkfeuer-
wehrfrau oder zum Werkfeuerwehrmann gemäß der Werk-
feuerwehrausbildungsverordnung bestanden haben,

2. für die Ämter der Laufbahn des gehobenen Dienstes, wenn 
die Bewerberinnen oder Bewerber mit einem Bachelorgrad 
oder gleichwertigen Abschluss den Studiengang

a) „Rettungsingenieurwesen/Rescue Engineering“ sowie 
den Grundlehrgang, Gruppenführerlehrgang und Zugfüh-
rerlehrgang einer Berufsfeuerwehr,

b) „Hazard Control/Gefahrenabwehr“ an der Hochschule für 
angewandte Wissenschaften Hamburg sowie den Grund-
lehrgang, Gruppenführerlehrgang und Zugführerlehrgang 
einer Berufsfeuerwehr oder

c) „Bauingenieurswesen (Wasser- und Tiefbau)“ mit feuer-
wehrtechnischer Zusatzausbildung an der Hochschule 
Braunschweig/Wolfenbüttel

erfolgreich absolviert haben.

(2) Die in § 3 (Höchstaltersgrenzen) sowie in § 5 Absatz 1 (Einstel-
lungsvoraussetzungen) und 2 (Beibringung weiterer Unterlagen) 
aufgeführten Einstellungsvoraussetzungen bleiben unberührt.

Teil 3
Laufbahnprüfung Feuerwehrdienst, Prüfungsamt, 

Prüfungsausschuss, Prüfungsverfahren

Kapitel 1
Gemeinsame Bestimmungen

§ 24
Prüfungsgrundsätze

(1) Am Ende der Ausbildung haben die Anwärterinnen und An-
wärter eine Abschlussprüfung abzulegen, die aus einem schrift-
lichen und einem praktischen Teil besteht. Die Abschlussprüfung 
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fi ndet im Rahmen des Abschlusslehrganges an der Landesschu-
le für Brand- und Katastrophenschutz statt und dient der Fest-
stellung, ob sie über die fachpraktischen und fachtheoretischen 
Fähigkeiten und fachpraktischen Fertigkeiten verfügen, die zur 
selbstständigen Erfüllung der Aufgaben des entsprechenden Ein-
stiegsamtes in ihrer Laufbahngruppe erforderlich sind.

(2) Eine Prüfung darf höchstens zweimal wiederholt werden. 
Wird auch die zweite Wiederholungsprüfung nicht bestanden, 
ist die Laufbahnprüfung endgültig nicht bestanden. Die Folgen 
daraus ergeben sich aus § 30 des Landesbeamtengesetzes (Ent-
lassung kraft Gesetzes).

(3) Die Identität der Anwärterinnen und Anwärter darf dem Prü-
fungsausschuss und den Korrektorinnen und Korrektoren erst nach 
Bewertung der Prüfungsarbeiten bekannt gegeben werden. Kennt-
nisse über die Person einer Anwärterin oder eines Anwärters, die 
ein Mitglied des Prüfungsausschusses oder eine Korrektorin oder 
ein Korrektor vorher bei der Durchführung des Prüfungsverfahrens 
oder sonst erlangt, stehen der Mitwirkung nicht entgegen.

Kapitel 2
Prüfungsamt und Prüfungsausschuss

§ 25
Aufgaben des Prüfungsamtes

(1) Prüfungsamt ist das Ministerium für Inneres, Bau und Digita-
lisierung, Landesschule für Brand- und Katastrophenschutz.

(2) Die Leitung des Prüfungsamtes wird von der Leiterin oder 
dem Leiter der Landesschule für Brand- und Katastrophenschutz 
wahrgenommen.

(3) Das Prüfungsamt ist zuständig für die ordnungsgemäße Durch-
führung der Prüfung gemäß § 18 Absatz 3 (Aufstiegsprüfung) und 
der Prüfung gemäß § 24 Absatz 1 (Abschlussprüfung). Es ent-
scheidet in allen Prüfungsangelegenheiten einschließlich der Wi-
derspruchsverfahren. Es entscheidet auch über die Anerkennung 
und Anrechnung von Vorkenntnissen.

(4) Für die Abnahme der Prüfungen und deren Bewertung richtet 
das Prüfungsamt die erforderlichen Prüfungsausschüsse gemäß 
§ 26 ein. Näheres wird über eine durch das Ministerium für Inne-
res, Bau und Digitalisierung zu erlassende Geschäftsordnung für 
die Prüfungsausschüsse geregelt.

(5) Das Prüfungsamt führt das Dienstsiegel des Ministeriums für 
Inneres, Bau und Digitalisierung, Landesschule für Brand- und 
Katastrophenschutz.

§ 26
Prüfungsausschuss

(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus der Prüfungsausschussvor-
sitzenden oder dem Prüfungsausschussvorsitzenden und drei Prü-
fenden als Mitglieder. Für jedes ordentliche Ausschussmitglied ist 
mindestens eine Stellvertretung zu berufen.

(2) Der Prüfungsausschuss setzt sich aus den folgenden Mitglie-
dern zusammen:

1. einer Beamtin oder einem Beamten der Laufbahn des höheren 
Dienstes der Fachrichtung Feuerwehrdienst, als das den Vor-
sitz führende Mitglied,

2. einer Beamtin oder einem Beamten einer Laufbahn der Fach-
richtung Feuerwehrdienst, für die die Prüfung durchgeführt 
werden soll,

3. einer Beamtin oder einem Beamten der Laufbahn des gehobe-
nen Dienstes der Fachrichtung Feuerwehrdienst und

4. einem Mitglied des Lehrpersonals der Landesschule für Brand- 
und Katastrophenschutz oder des Ausbildungspersonals der 
Ausbildungseinrichtung für den maßgeblichen Ausbildungs-
abschnitt, für den die Prüfung durchgeführt werden soll.

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellvertre-
tungen werden in ausreichender Anzahl für die Dauer von min-
destens vier Jahren durch das Prüfungsamt schriftlich berufen. 
Vorzeitige Abberufungen aus wichtigem Grund sind zulässig. So-
weit ein Mitglied vorzeitig ausscheidet, kann ein neues Mitglied 
für die restliche Berufungsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds 
nachberufen werden.

(3) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind in ihren Ent-
scheidungen unabhängig und nicht an Weisungen gebunden.

(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens 
drei Mitglieder mitwirken. Er entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden. 
Die Leiterin oder der Leiter des Prüfungsamtes kann an den Sit-
zungen des Prüfungsausschusses beratend teilnehmen.

§ 27
Prüfungsakte

(1) Die Prüfungsakte besteht aus allen, das Prüfungsverfahren 
dokumentierenden Unterlagen und Entscheidungen, insbesondere 
aus Stationszeugnissen, Leistungsnachweisen, Niederschriften, 
Prüfungszulassung, Prüfungsergebnissen und Anerkennungen. 
Sie wird beim Prüfungsamt geführt und aufbewahrt.

(2) Ehemalige Prüfl inge können innerhalb eines Jahres nach Ab-
schluss der Laufbahnprüfung oder nach dem endgültigen Nicht-
bestehen einer Prüfung Einsicht in ihre Prüfungsakte nehmen. Die 
Einsicht erfolgt unter Aufsicht. Im Übrigen fi nden die Regelungen 
des § 29 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes Anwendung.

(3) Die Prüfungsakten sind zehn Jahre aufzubewahren. Die Frist 
beginnt mit Ablauf des Jahres, in welchem der Vorbereitungs-
dienst beendet worden ist.

Kapitel 3
Verfahrensregelungen zum Prüfungsablauf, Bewertung, 

Täuschung, Rücktritt

§ 28
Zulassung zur Abschlussprüfung

(1) Die Anwärterinnen und Anwärter sind zur Abschlussprüfung 
zugelassen, wenn die für die Laufbahn jeweils erforderlichen 
Ausbildungsabschnitte gemäß der Anlagen 1 oder 2 erfolgreich 
absolviert wurden. Erfordern einzelne Ausbildungsabschnitte das 
Ablegen von Prüfungen, müssen diese bestanden sein.

(2) Zusätzlich sind das Deutsche Sportabzeichen in Silber und das 
Rettungsschwimmerabzeichen in Bronze zu absolvieren. Darüber 
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hinaus ist für die Laufbahn des mittleren Dienstes die Prüfung für 
die Fahrerlaubnis Klasse C erfolgreich zu absolvieren.

(3) Die Ausbildungsbehörde leitet die Nachweise über die absol-
vierten Ausbildungsabschnitte mit einer Bestätigung nach dem 
Muster der Anlage 5 dem Prüfungsamt zu.

(4) Die Anwärterin oder der Anwärter wird durch das Prüfungs-
amt nach erfolgreicher Absolvierung des letzten Ausbildungs-
abschnittes vor dem geplanten Prüfungstermin schriftlich zur 
Prüfung geladen. In der Einladung sind Zeitpunkt und Ort der 
Prüfung zu benennen.

(5) Die Nichtzulassung zur Abschlussprüfung ist gegenüber der 
Anwärterin oder dem Anwärter durch das Prüfungsamt schriftlich 
zu bescheiden.

§ 29
Durchführung der schriftlichen Prüfung

(1) Die Anwärterinnen und Anwärter versehen die Prüfungsarbeiten 
mit einer Kennzahl, die sie vor Beginn der Prüfung im Prüfungsamt 
ziehen. Die Niederschrift über die Verteilung der Kennzahlen ist 
im Prüfungsamt bis zur endgültigen Bewertung der Prüfungsarbei-
ten unter Verschluss zu halten. Die Prüfungsarbeiten dürfen keinen 
sonstigen Hinweis auf die zu prüfende Person enthalten.

(2) Das Prüfungsamt bestimmt, welche Personen während der 
Anfertigung der Prüfungsarbeiten die Aufsicht führen. Den Auf-
sichtführenden werden die Aufgaben in einem versiegelten Um-
schlag übergeben. Sie öff nen den Umschlag erst zu Beginn der 
Prüfung in Gegenwart der Anwärterinnen und Anwärter.

(3) Bei der Anfertigung der Prüfungsarbeiten dürfen nur die zu-
gelassenen Hilfsmittel benutzt werden. Während der schriftlichen 
Abschlussprüfung dürfen die Anwärterinnen und Anwärter den 
Prüfungsraum nur mit Genehmigung der Aufsichtführenden ver-
lassen. Dies ist in der Niederschrift zu dokumentieren. Es darf nur 
eine Person zur selben Zeit abwesend sein.

(4) Nach Ablauf der für die Lösung der Aufgabe bestimmten Zeit 
haben die Anwärterinnen und Anwärter die Prüfungsarbeit abzu-
geben, auch wenn sie unvollständig ist. Eine nach dem durch die 
Aufsichtsführenden gesetzten Abgabezeitpunkt abgegebene Prü-
fungsarbeit wird als „nicht bestanden“ bewertet.

(5) Die Aufsichtführenden bestätigen auf jeder Prüfungsarbeit 
den Zeitpunkt der Abgabe, Unterbrechungszeiten und die Anzahl 
der beschriebenen Seiten mit ihrem Namenszeichen.

(6) Über den Verlauf der schriftlichen Prüfung fertigen die Auf-
sichtführenden eine Niederschrift entsprechend dem Muster der 
Anlage 6 Teil B, in der jeder Täuschungsversuch, jede Störung, das 
Fernbleiben von Anwärterinnen und Anwärtern und sonstige Un-
regelmäßigkeiten zu vermerken sind. Wenn die Aufsichtführenden 
Täuschungshandlungen feststellen und in die Niederschrift auf-
nehmen, haben sie die täuschenden Anwärterinnen und Anwärter 
unverzüglich darüber zu informieren. Die Beweismittel sind sicher-
zustellen. Über die weiteren Folgen entscheidet das Prüfungsamt.

(7) Die Aufsichtführenden verschließen die abgegebenen Prü-
fungsarbeiten in einem Umschlag und übermitteln diesen mit der 
nach Absatz 6 zu fertigenden Niederschrift unverzüglich dem 
Prüfungsamt.

Anl. 5

Anl. 6

§ 30
Bewertung der schriftlichen und praktischen Prüfung

(1) Jede schriftliche Prüfungsarbeit ist von zwei befähigten Lehr-
kräften oder Mitgliedern des Prüfungsausschusses in der durch 
den Vorsitz des Prüfungsausschusses bekanntgegebenen Reihen-
folge als Erst- und Zweitkorrektor zu bewerten. Bei abweichender 
Bewertung von mehr als drei Punkten entscheidet der Vorsitz des 
Prüfungsausschusses oder ein von ihm jeweils zu benennendes 
anderes Mitglied des Prüfungsausschusses. Bei einer geringeren 
Abweichung wird der Durchschnitt beider Bewertungen gewertet.

(2) Bei praktischen Prüfungsteilen, die als Einzelprüfung durchge-
führt werden, entscheiden die Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses. Dabei wird das Gesamtergebnis aus dem arithmetischen Mit-
tel der einzelnen Bewertungen der Ausschussmitglieder gebildet. 
Bei praktischen Prüfungen, die als Gruppenprüfung durchgeführt 
werden, ist das Ergebnis der Bewertung des für den jeweiligen 
Gruppenteil oder Aufgabenteil bestimmten Ausschussmitgliedes 
als Prüfer maßgeblich. Im begründeten Einzelfall kann der Vorsitz 
des Prüfungsausschusses von der Bewertung der Einzelprüfenden 
nach Satz 3 abweichen.

(3) Die erbrachten Leistungen sind mit Punktzahlen und den sich 
daraus ergebenden Noten gemäß Anlage 7 zu bewerten.

(4) Durchschnitts-, Gesamt- und Endpunktzahlen sind jeweils auf 
zwei Dezimalstellen zu berechnen, wobei Dezimalstellen ab der 
dritten Stelle unberücksichtigt bleiben.

§ 31
Täuschungsversuche

(1) Im Falle eines Täuschungsversuchs oder einer erheblichen 
Störung der Prüfung durch eine Anwärterin oder einen Anwärter 
können diese durch die Aufsichtführenden von der Fortsetzung 
der Prüfungsarbeit ausgeschlossen werden.

(2) Das Prüfungsamt kann deren Prüfung für nicht bestanden er-
klären, im Falle einer Teilprüfung kann diese Prüfungsleistung 
mit null Punkten bewertet werden.

(3) Wird innerhalb einer Frist von fünf Jahren nach Aushändigung 
des Prüfungszeugnisses (§ 38 Absatz 2) eine Täuschungshand-
lung bekannt, welche die Erklärung des Nichtbestehens der Lauf-
bahnprüfung zur Folge gehabt hätte, kann das Prüfungsamt nach 
vorheriger Anhörung die Laufbahnprüfung für ungültig erklären 
und das Prüfungszeugnis einziehen. Diese Entscheidung ist nur 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten zulässig, nachdem das 
Prüfungsamt von den ihr zu Grunde liegenden Tatsachen Kennt-
nis erlangt hat. Die Entscheidung ist der betroff enen Person und 
dem Dienstherrn zuzustellen.

(4) Die Regelungen der Absätze 1 bis 3 gelten für die schriftli-
chen Leistungsnachweise im Rahmen der Grundausbildung ge-
mäß § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 in Verbindung mit Anlage 4 
Teil 1 A entsprechend.

§ 32
Rücktritt von der Prüfung

(1) Sind Anwärterinnen und Anwärter unter Angabe eines wichti-
gen Entschuldigungsgrundes, insbesondere wegen Erkrankungen 
oder sonstiger von den Teilnehmenden nicht zu vertretenden Um-

Anl. 8
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ständen verhindert, zur Prüfung zu erscheinen oder die Prüfung 
vollständig und fristgerecht abzulegen, haben sie den Rücktritt 
von der Prüfung gegenüber dem Prüfungsamt zu erklären und die 
Hinderungsgründe glaubhaft nachzuweisen. Der Rücktritt von 
der Prüfung bedarf der vorherigen Genehmigung durch das Prü-
fungsamt. Bei fehlender vorheriger Genehmigung ist die Prüfung 
als nicht bestanden zu bewerten; im Falle einer Teilprüfung wird 
die Prüfungsleistung mit null Punkten bewertet. Das grundlose 
Fernbleiben des Prüfl ings von der Prüfung gilt als ungenehmigter 
Rücktritt. Im Falle der Erkrankung ist ein amtsärztliches Zeugnis 
vorzulegen.

(2) Kann die Anwärterin oder der Anwärter aus einem der in Ab-
satz 1 genannten Gründe an einer oder mehreren schriftlichen 
Prüfungen nicht teilnehmen oder bricht diese aus den dort aufge-
führten Gründen ab, können die versäumten oder abgebrochenen 
Prüfungsteile zu einem späteren Zeitpunkt mit anderen Prüfungs-
aufgaben nachgeholt werden. Den Zeitpunkt hierfür bestimmt das 
Prüfungsamt. Für die Auswahl der Prüfungsaufgaben gilt § 34 
Absatz 2 entsprechend. Die bereits abgelieferten Prüfungsarbei-
ten oder -teile sind als für die Abschlussprüfung gültig anzusehen. 
Bei nicht bestandener Prüfung aufgrund fehlender vorheriger Ge-
nehmigung des Rücktritts (Absatzes 1 Satz 3 erster Teilsatz) gel-
ten die Regelungen über die Wiederholungsprüfungen nach § 36.

(3) Eine aus einem der in Absatz 1 genannten Gründe versäumte 
oder abgebrochene praktische Abschlussprüfung gilt als nicht ab-
gelegt. Den Zeitpunkt für die Nachholung der praktischen Prü-
fung bestimmt das Prüfungsamt.

(4) Versäumen Anwärterinnen oder Anwärter die Abschluss-
prüfung ganz oder teilweise aus anderen als den in Absatz 1 
genannten Gründen, ist die Abschlussprüfung und damit die 
Laufbahnprüfung nicht bestanden. Diese Feststellung triff t das 
Prüfungsamt. Die Anwärterinnen und Anwärter und die betreff en-
de Ausbildungsbehörde erhalten darüber eine schriftliche Mittei-
lung vom Prüfungsamt. Die Regelung des § 40 (Information an 
den Dienstherrn) ist zu beachten.

(5) Die Regelungen der Absätze 1 bis 4 gelten für die schriftli-
chen Leistungsnachweise im Rahmen der Grundausbildung ge-
mäß § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 in Verbindung mit Anlage 4 
Teil 1 A entsprechend.

Kapitel 4
Prüfungen, Zeugnisse

§ 33
Zwischenprüfung

(1) Das Ergebnis der Grundausbildung gemäß Anlage 1 Teil B be-
nannten Ausbildungsthemen wird als Zwischenprüfung gewertet 
und fl ießt gemäß § 37 Absatz 2 in Verbindung mit Anlage 6 Teil 
C oder D mit dem dort genannten Prozentanteil in die Bewertung 
der jeweiligen Laufbahnprüfung ein.

(2) Das Ergebnis der Grundausbildung ergibt sich aus dem arith-
metischen Mittel aller während der Grundausbildung erzielten 
Leistungsnachweise in den Ausbildungsthemen nach Anlage 1 
Teil B.

(3) Die Grundausbildung als Zwischenprüfung gilt als bestanden, 
wenn jeder Leistungsnachweis mit „ausreichend“ (5 Punkte) be-
wertet worden ist.

§ 34
Schriftliche Abschlussprüfung

(1) In der schriftlichen Abschlussprüfung sind mindestens anzu-
fertigen:

1. für die Laufbahnprüfung der Laufbahn für den mittleren 
Dienst zwei Prüfungsarbeiten mit Aufgaben aus den Ausbil-
dungsthemen der fachtheoretischen Ausbildung; für die Be-
arbeitung ist eine Zeit von 120 Minuten anzusetzen,

2. für die Laufbahnprüfung der Laufbahn für den gehobenen 
Dienst Prüfungsarbeiten im Gesamtumfang von 300 Minuten; 
die Prüfungsinhalte richten sich dabei nach Anlage 2.

(2) Der Vorsitz des Prüfungsausschusses legt die Themen für die 
Prüfungsarbeiten fest und bestimmt die zugelassenen Hilfsmittel. 
Er kann sich Vorschläge für die Prüfungsarbeiten von dem für das 
zu prüfende Thema zuständigen Lehrpersonal abfordern.

(3) Die zu prüfenden Ausbildungsthemen sind den Anwärterinnen 
und Anwärtern spätestens vier Wochen vor der Abschlussprüfung 
durch das Prüfungsamt bekannt zu geben.

(4) Die Prüfungsnote der schriftlichen Abschlussprüfung ist 
das arithmetische Mittel aus den einzelnen schriftlichen Prü-
fungsarbeiten. Die Prüfung gilt als bestanden, wenn jede Prü-
fungsarbeit mit mindestens „ausreichend“ (5 Punkte) bewertet 
worden ist.

(5) Die schriftlichen Abschlussprüfungen sind nicht öff entlich.

§ 35
Praktische Abschlussprüfung

(1) Die praktische Abschlussprüfung umfasst

1. für die Laufbahnprüfung der Laufbahn für den mittleren 
Dienst einsatzrelevante Tätigkeiten sowie Übungen an Fahr-
zeugen und Feuerwehrgeräten; es sind drei Prüfungsaufgaben 
zu stellen,

2. für die Laufbahnprüfung der Laufbahn für den gehobenen 
Dienst eine Planübung in der Funktion des Einsatzleiters 
im Umfang von 20 Minuten sowie ein Rollenspiel mit den 
Schwerpunkten Kommunikation und Konfl iktbewältigung.

§ 34 Absatz 2 gilt entsprechend.

(2) Über die praktische Abschlussprüfung ist eine Niederschrift 
entsprechend dem Muster der Anlage 6 Teil A zu fertigen, aus der 
mindestens der Verlauf der Prüfung und die Einzelergebnisse zu 
erkennen sein müssen. Die Niederschrift ist von den anwesenden 
Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Ein Aus-
zug aus der Niederschrift mit den Angaben zu jeder Anwärterin 
oder jedem Anwärter ist jeweils zu deren Prüfungsakte zu neh-
men.

(3) Die Prüfungsnote der praktischen Abschlussprüfung ist das 
arithmetische Mittel aus den einzelnen praktischen Prüfungsleis-
tungen. Die Prüfung gilt als bestanden, wenn jede Prüfungsleis-
tung mit mindestens „ausreichend“ (5 Punkte) bewertet worden 
ist.
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§ 36
Wiederholungsprüfung

(1) Eine Prüfung, die nicht bestanden worden ist, kann unter Be-
achtung des Absatzes 2 zweimal wiederholt werden. Besteht die 
Prüfung aus Teilprüfungen, sind nur die nicht bestandenen Teil-
prüfungen zu wiederholen. Besteht die Prüfung aus verschiede-
nen Prüfungsarten, legt das Prüfungsamt die Art der Wiederho-
lungsprüfung fest.

(2) Die erste Wiederholungsprüfung ist innerhalb von drei Mo-
naten nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses abzunehmen. 
Für die zweite Wiederholungsprüfung ist der Prüfl ing innerhalb 
von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses zu dem 
neuen Termin zu laden.

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 gilt für Leistungsnach-
weise im Rahmen der Grundausbildung, die schlechter als „aus-
reichend“ (5 Punkte) bewertet worden sind, dass diese spätestens 
zwei Monate nach schriftlicher Bekanntgabe der Ergebnisse 
wiederholt worden sein sollen. Die Leistungsnachweise können 
nur einmal wiederholt werden. Eine Verlängerung des Vorberei-
tungsdienstes ist damit nicht verbunden. Werden die Leistungs-
nachweise auch nach der Wiederholung nicht mit mindestens 
„ausreichend“ (5 Punkte) bewertet, ist die Grundausbildung als 
Zwischenprüfung nicht bestanden. § 39 Absatz 2 gilt entspre-
chend.

§ 37
Ergebnis der Laufbahnprüfung

(1) Das Prüfungsamt und der Vorsitz des Prüfungsausschusses er-
mitteln das von der Anwärterin oder dem Anwärter erreichte Er-
gebnis der Laufbahnprüfung aufgrund der während des gesamten 
Vorbereitungsdienstes erbrachten Leistungen. Hierüber ist eine 
Niederschrift gemäß Anlage 6 Teil C oder Teil D mit den ermit-
telten Einzelergebnissen zu fertigen. Die Niederschrift ist von der 
Leitung des Prüfungsamtes sowie dem Vorsitz des Prüfungsaus-
schusses zu unterzeichnen und zur Prüfungsakte zu nehmen.

(2) Grundlage für die Ermittlung des Gesamtergebnisses sind

1. für die Laufbahnprüfung der Laufbahn für den mittleren 
Dienst

a) Ergebnis der Grundausbildung mit 30 Prozent
(§ 33 Absatz 1)

b) Durchschnitt der Befähigungsberichte mit 15 Prozent
(§ 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2)

c) Ergebnis der Rettungssanitäterausbildung mit 15 Prozent

d) Ergebnis der Abschlussprüfung:

aa) schriftliche Abschlussprüfungen mit 20 Prozent
(§ 34 Absatz 4)

bb) praktische Abschlussprüfungen mit 20 Prozent
(§ 35 Absatz 3)

2. für die Laufbahnprüfung der Laufbahn für den gehobenen 
Dienst

a) 1. Ergebnis der Grundausbildung mit 15 Prozent
(§ 33 Absatz 1)

b) Durchschnitt der Befähigungsberichte mit 15 Prozent
(§ 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2)

c) Ergebnis Prüfung Lehrgang B III mit 15 Prozent

d) Ergebnis Lehrgang B IV mit 15 Prozent

e) Ergebnis der Abschlussprüfung:

aa) schriftliche Abschlussprüfungen mit 20 Prozent
inklusive Lehrgang B V 
(§ 34 Absatz 4)

bb) durchschnittliche Punktzahl der 
praktischen Abschluss- mit 20 Prozent
prüfungen 
(§ 35 Absatz 3)

(3) Die Regelungen des § 30 Absatz 3 und 4 zur Bewertung der 
schriftlichen und praktischen Prüfung sind zu beachten.

§ 38
Bestehen der Laufbahnprüfung, Zeugnisse

(1) Die Laufbahnprüfung ist bestanden, wenn die Anwärterin oder 
der Anwärter an allen Ausbildungsabschnitten erfolgreich teilge-
nommen hat, dabei die erforderlichen Leistungspunkte erworben 
hat und wenn als Gesamtergebnis nach § 37 Absatz 1 mindestens 
die Note „ausreichend“ (5 Punkte) erreicht worden ist.

(2) Nach der bestandenen Laufbahnprüfung erhält die Anwärterin 
oder der Anwärter ein Zeugnis nach dem entsprechenden Muster 
der Anlage 8, aus dem die Gesamtnote und die Gesamtpunktzahl 
der Laufbahnprüfung hervorgehen. Ergänzend erhalten sie eine 
separate Mitteilung über die einzelnen Prüfungsleistungen, in 
welcher die einzelnen Prüfungsteile mit den jeweils erworbenen 
Punktzahlen und den daraus resultierenden Noten aufgeführt sind.

(3) Eine Ausfertigung des Prüfungszeugnisses ist zur Prüfungs-
akte zu nehmen.

§ 39
Endgültiges Nichtbestehen der Laufbahnprüfung

(1) Wird die Laufbahnprüfung endgültig nicht bestanden, erteilt 
das Prüfungsamt der Anwärterin oder dem Anwärter hierüber 
einen Bescheid, der durch die Leitung des Prüfungsamtes zu un-
terzeichnen ist. Die Ausbildungsbehörde erhält eine Zweitschrift 
und zusätzlich eine Ausfertigung des Bescheides. Eine Ausferti-
gung ist zur Prüfungsakte zu nehmen.

(2) Die Folgen des Nichtbestehens der Laufbahnprüfung ergeben 
sich im Übrigen aus § 30 Absatz 4 des Landesbeamtengesetzes.

§ 40
Information an den Dienstherrn

Durch das Prüfungsamt sind dem Dienstherrn unverzüglich mit-
zuteilen:

1. der Termin und Ort der jeweiligen Prüfung,

2. die Zulassung oder Nichtzulassung zur Abschlussprüfung,
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3. das endgültige Nichtbestehen der Laufbahnprüfung sowie

4. das Ergebnis der jeweiligen Prüfung.

Teil 4
Schlussvorschriften

§ 41
Übergangsregelungen

(1) Für Anwärterinnen und Anwärter, die ihren Vorbereitungsdienst 
vor dem 1. Oktober 2021 begonnen haben, gilt die Feuerwehrlauf-
bahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung vom 8. Januar 2019 
(GVOBl. M-V S. 13) die durch die Verordnung vom 20. August 
2020 (GVOBl. M-V S. 839) geändert worden ist, in ihrer bis zum 
Inkrafttreten dieser Verordnung geltenden Fassung fort.

(2) Für Anwärterinnen und Anwärter, die ihren Vorbereitungs-
dienst ab dem 1. Oktober 2021 begonnen haben, werden die bis 
zum Inkrafttreten dieser Verordnung bereits begonnenen Ausbil-
dungsteile nach den Vorschriften der Feuerwehrlaufbahn-, Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung vom 8. Januar 2019 (GVOBl. 
M-V S. 13), die durch die Verordnung vom 20. August 2020 
(GVOBl. M-V S. 839) geändert worden ist, in ihrer bis zum In-
krafttreten dieser Verordnung geltenden Fassung weitergeführt 
und beendet. Für nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung be-
gonnene Ausbildungsteile fi nden die Vorschriften dieser Verord-
nung Anwendung. Die bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung 
absolvierten Ausbildungsteile werden als Ausbildungsteile nach 
dieser Verordnung anerkannt.

(3) Bei Beamtinnen und Beamten, die vor dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung zum Aufstieg oder zu einer Qualifi zierung zugelas-
sen worden sind, richtet sich der Aufstieg oder die Qualifi zierung 
nach den Vorschriften der Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung vom 8. Januar 2019 (GVOBl. M-V S. 13), 
die durch die Verordnung vom 20. August 2020 (GVOBl. M-V 
S. 839) geändert worden ist, in ihrer bis zum Inkrafttreten dieser 
Verordnung geltenden Fassung.

(4) Eine begonnene Qualifi zierungsmaßnahme nach § 43 Ab-
satz 7 der Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung vom 8. Januar 2019 (GVOBl. M-V S. 13), die durch die 
Verordnung vom 20. August 2020 (GVOBl. M-V S. 839) geändert 
worden ist, kann auch nach den bis zum Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften beendet werden.

(5) Soweit eine beschränkte Qualifi kation für Beförderungsämter 
der Laufbahngruppe 2 vor dem Inkrafttreten dieser Vorschrift er-
worben wurde, gelten die damit verbundenen Beschränkungen fort.

(6) Aufgrund von § 18 Absatz 1 der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung mittlerer feuerwehrtechnischer Dienst vom 8. April 1999, 
die zuletzt durch die Verordnung vom 22. Juni 2017 (GVOBl. 
M-V S. 145) geändert worden ist, getroff ene Entscheidungen und 
Vereinbarungen zur Übertragung der Durchführung von Teilen 
der fachtheoretischen Ausbildung auf andere Ausbildungsstellen 
gelten bis zum Ablauf ihrer Geltungsdauer fort.

§ 42
Zustimmungserfordernisse

Bei Kommunalbeamtinnen und -beamten gemäß § 1 Absatz 1 
Nummer 2 bedarf der Zustimmung durch die oberste Rechtsauf-
sichtsbehörde:

1. die Zulassung zum regulären Aufstieg sowie die Feststellung 
der Laufbahnbefähigung nach § 18 Absatz 1 und 3,

2. die Zulassung zum Praxisaufstieg und die Feststellung über 
die erfolgreich abgeschlossene Einführung nach § 19 Ab-
satz 1 und 3,

3. die Zulassung zum Auswahlverfahren nach § 20 Absatz 2 
Satz 2,

4. die Feststellung über den Abschluss der Einführungszeit nach 
§ 21 Absatz 4 Satz 2,

5. die Feststellung über den erfolgreichen Abschluss einer Qua-
lifi zierungsfortbildung nach § 22 Absatz 3 Satz 1 und

6. die Anerkennung eines berufsqualifi zierenden Abschlusses 
nach § 23 Absatz 1.

§ 43
Übertragungsvorbehalt

(1) Das Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung behält 
sich die Übertragung der Durchführung der fachtheoretischen 
Ausbildung nach Anlage 1 Teil B Absatz 1 ganz oder teilweise 
auf andere geeignete öff entlich-rechtliche Ausbildungsstellen vor. 
Das Nähere ist in einer Vereinbarung zu regeln.

(2) Das Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung behält 
sich vor, die Durchführung der fachtheoretischen Ausbildung für 
die Laufbahn des gehobenen Dienstes nach Anlage 2 ganz oder 
teilweise auf andere für die Feuerwehrausbildung geeignete Ein-
richtungen durch gesonderten Vertrag zu übertragen.

(3) Die Aufgaben des Prüfungsamtes gemäß § 24 Absatz 1 Satz 2 
und § 25 bleiben hiervon unberührt.

§ 44
Anlagen

Die Anlagen 1 bis 8 sind Bestandteil dieser Verordnung.

§ 45
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung vom 8. Januar 2019 (GVOBl. M-V S. 13), 
die durch die Verordnung vom 20. August 2020 (GVOBl. M-V 
S. 839) geändert worden ist, außer Kraft.

Schwerin, den 22. Dezember 2022

Der Minister
für Inneres, Bau und Digitalisierung

Christian Pegel
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Anlage 1 
(zu § 8 Absatz 3, § 28 Absatz 1, § 33 Absatz 1 und 2 sowie § 44 Absatz 1) 

 
 
 

Ausbildungsplan für die Laufbahn des mittleren Dienstes 
 
 

Teil A Ausbildungsabschnitte Vorbereitungsdienst 

Ausbildungsabschnitte Zeitdauer in 
Monaten 

Grundausbildung (B I) 
 

6 Monate 

Rettungssanitäterausbildung (theoretisch) 1 Monat 

fachpraktische Ausbildung, 
Einführung in den Feuerwehrdienst - Tages-/Schichtdienst, 
Ausbildung zur Rettungssanitäterin oder zum Rettungssanitäter, 
Erwerb der Fahrerlaubnis Klasse C, Rettungsschwimmer Bronze 

10 Monate 

Abschlusslehrgang und Abschlussprüfung 
an der Landesschule für Brand- und Katastrophenschutz 
Mecklenburg-Vorpommern oder an einer vergleichbaren öffentlich-
rechtlichen Einrichtung 

1 Monat 

Gesamtdauer der Ausbildung 18 Monate 

 

Teil B Ausbildungsteile der Grundausbildung (B I) 

(1) Die fachtheoretische Ausbildung wird in der Grundausbildung und im Abschlusslehrgang 
vermittelt. 

(2) Die Grundausbildung umfasst mindestens 560 Stunden und ist in folgende 
Ausbildungsteile (Lehrfelder, Themenfelder, Themenbereiche) einzuteilen: 

Ausbildungsteile 
Lehrfeld 1 
Funktions- und fachbezogene Grundlagen 
Themenfeld 1.1 
Berufsbezogene Rechts- und Verwaltungsgrundlagen 
Themenbereiche 
1.1.1 
Rechtsgrundlagen und Organisation der Feuerwehr 
1.1.2 
Staats- und Verwaltungskunde 
1.1.3 
Beamtenrecht 
1.1.4 
Personalvertretungsrecht 
1.1.5 
Arbeitssicherheit und Unfallverhütung 
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1.1.6 
Schriftverkehr 
Themenfeld 1.2 
Fachbezogene Grundlagen (Brand-Löschlehre) 
Themenbereiche 
1.2.1 
Deutsch 
1.2.2 
Naturwissenschaftliche Grundlagen 
1.2.3 
Baukunde 
1.2.4 
Brand- und Löschlehre 
Lehrfeld 2 
Einsatzdienst 
Themenfeld 2.1 
Einsatztechnik 
Themenbereiche 
2.1.1 
Fahrzeug und Gerätekunde  
2.1.2 
Atemschutzgeräteträger (gem. FwDV2) 
2.1.3 
Funk (gem. FwDV2) 
2.1.4 
Maschinist für Löschfahrzeuge (gem. FwDV2) 
2.1.5 
Motorsägenführer 
Themenfeld 2.2 
Taktik der Gefahrenabwehr 
Themenbereiche 
2.2.1 
Gefahren der Einsatzstelle 
2.2.2 
Löschwasserversorgung und -förderung 
2.2.3 
Retten und Selbstretten 
2.2.4 
TH-Einsatz 
2.2.5 
BBK-Einsatz  
Themenfeld 2.3 
CBRN-Gefahrenabwehr (Einsatz) 
Themenbereiche 
2.3.1 
CBRN-Grundmodul 
2.3.2 
CBRN-Modul Einsatz 
Lehrfeld 3 
Prävention und Vorbereitung 
Themenfeld 3.1 
Vorbeugender Brandschutz (VB) 
Themenbereiche 
3.1.1 
Grundlagen des VB  
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3.1.2 
Baulicher Brandschutz 
3.1.3 
Anlagentechnischer Brandschutz 
3.1.4 
Organisatorischer Brandschutz 
3.1.5 
Brandsicherheitswachdienst 
Themenfeld 3.2 
Einsatzplanung und -vorbereitung  
Themenfeld 3.3 
Bewältigung psychosozialer Belastungen 
Themenfeld 3.4 
Dienstsport 
Themenbereiche 
3.4.1 
Deutsches Sportabzeichen  
3.4.2 
Rettungsschwimmerabzeichen  

 

Zusätzlich: 

Ausbildung zur Rettungssanitäterin oder zum Rettungssanitäter gemäß der 
Rettungssanitäterausbildungsverordnung. 

 

(3) Bei der Verteilung der Stunden auf die einzelnen Ausbildungsthemen sind das 
Ausbildungsziel und die Anforderungen der Abschlussprüfung zu berücksichtigen. 
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Anlage 2 
(zu § 9 Absatz 3, § 18 Absatz 2, § 19 Absatz 2, § 28 Absatz 1; § 34 Absatz 1 und § 44 

Absatz 2) 

 
Ausbildungsplan für die Laufbahn des gehobenen Dienstes 

 

 

Teil A Ausbildungsabschnitte Vorbereitungsdienst 

Ausbildungsabschnitte Zeitdauer 
 

Grundausbildung (B I) 6 Monate 

Theoretische Rettungssanitäterausbildung 1 Monat 

Berufspraktische Ausbildung – Praktikum B I inklusive Urlaub 3 Monate 

Gruppenführerausbildung (B III) gemäß Gruppenführerausbildungs-
vorschrift Feuerwehrbeamte inklusive Ausbilderlehrgang 

2,5 Monate 

Berufspraktische Ausbildung – Praktikum B III inklusive Urlaub 3 Monate 

Zugführerausbildung (B IV)  2,5 Monate 

Berufspraktische Ausbildung – Praktikum B IV inklusive Urlaub 4 Monate 

Abschlusslehrgang 
(Verbandsführerausbildung - B V und Abschlussprüfung) 

2 Monate 

Gesamtdauer der Ausbildung 24 Monate 

 

Teil B Grundausbildung 

Die Inhalte der Grundausbildung (B I) richten sich nach Anlage 1, Teil B. 

 

Teil C Ausbildungsteile Zugführerausbildung gemäß Teil A, Zeile 6 - B IV  

Ausbildungsteile 
Lehrfeld 1 
Funktions- und fachbezogene Grundlagen 
Themenfeld 1.1 
Spezielle Aspekte der Brand- und Löschlehre 
Themenfeld 1.2 
Fachliche Grundlagen 
Themenfeld 1.3 
Grundlagen der allgemeinen Führungslehre 
Themenfeld 1.4 
Rechtsgrundlagen 
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Lehrfeld 2 *) 
Einsatzführungsdienst 
Themenfeld 2.1 
Einsatzleitdienst 
Themenbereiche 

2.1.1 
Zugführer 
2.1.3 
Psychologische Aspekte des Einsatzdienstes 
2.1.4 
Zusammenarbeit mit anderen einsatzrelevanten Behörden und Organisationen 
2.1.5 
Presse- und Medienarbeit 
Themenfeld 2.3 
Taktik der Gefahrenabwehr 
Lehrfeld 3 
Prävention und Vorbereitung 
Themenfeld 3.1 
Prävention 
Themenbereiche 

3.1.1 
Aufgaben und Zuständigkeiten 
3.1.2 
Baukunde, Haustechnik 
3.1.3 
Baulicher Brandschutz 
3.1.4 
Anlagentechnischer Brandschutz 
3.1.5 
Betrieblicher Brandschutz 
3.1.6 
Brandsicherheitswachdienst 
3.1.7 
Messen / Großveranstaltungen 
Themenfeld 3.2 
Vorbereitung 
Themenbereiche 

3.2.1 
Bedarfsplanung 
3.2.2 
Einsatzplanung 
3.2.3 
Täglicher Personaleinsatz 
3.2.4 
Aus- und Fortbildung 
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3.2.5 
Personalentwicklung 
Themenfeld 3.3 
Beschaffungswesen 
Themenbereiche 

3.3.1 
Betriebswirtschaftliche Grundlagen 
3.3.2 
Vergabeverfahren 

*) Die in der Nummerierung nicht erwähnten laufenden Nummern finden hier keine Berücksichtigung; diese sind in Anlage 1 als  

 Ausbildungsbestanteil aufgeführt. 

 

Teil D Ausbildungsteile Verbandsführerausbildung gemäß Teil A, Zeile 8 - B V 

Ausbildungsteile *) 

Lehrfeld 1 
Funktions- und fachbezogene Grundlagen 
Themenfeld 1.3 
Grundlagen der allgemeinen Führungslehre 
Themenfeld 1.4 
Rechtsgrundlagen 
Lehrfeld 2 
 
Einsatzführungsdienst 
Themenfeld 2.1 
Einsatzleitdienst 
Themenbereiche 

2.1.2 
Verbandsführer 
2.1.3 
Psychologische Aspekte des Einsatzdienstes 
2.1.4 
Zusammenarbeit mit anderen einsatzrelevanten Behörden und Organisationen 
2.1.5 
Presse- und Medienarbeit 
Themenfeld 2.2 
Operativ-taktische Stabslehre 
Lehrfeld 3 
Prävention und Vorbereitung 
Themenfeld 3.3 
Beschaffungswesen 
Themenbereiche 

3.3.1 
Betriebswirtschaftliche Grundlagen 
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3.3.2 
Vergabeverfahren 

*) Die in der Nummerierung nicht erwähnten laufenden Nummern finden hier keine Berücksichtigung; diese sind in Anlage 1 als 

 Ausbildungsbestanteil aufgeführt. 

.
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Anlage 3 
(zu § 21 Absatz 2, § 22 Absatz 2) 

 
Ausbildungsplan für die Laufbahn des höheren Dienstes 

 

Teil A Ausbildungsteile Vorbereitungsdienst 

Der Ausbildungsplan für die Ausbildung der Brandreferendarinnen und Brandreferendare 
richtet sich nach Anlage 1 der Ausbildungsverordnung Feuerwehr für die Laufbahngruppe 
2.2 des Landes Nordrhein-Westfalen. 

 

Teil B Ausbildungsteile im Rahmen der besonders langjährigen Berufserfahrung 

Für die Übertragung eines Amtes der Besoldungsgruppe A 14 im Rahmen einer langjährigen 
Berufserfahrung sind im Rahmen der Qualifizierungsfortbildung nach § 22 folgende 
Themenschwerpunkte mindestens zu absolvieren: 

Vergaberecht/ Beschaffungswesen 

Verwaltungsrecht/ Organisation 

Haushaltsrecht 

Stabsarbeit 

Personalführung/ -management/ -planung 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

Aspekte wissenschaftlichen Arbeitens/ methodische Kompetenzen 
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Anlage 4 
(zu § 13 Absatz 2, § 31 Absatz 4 und § 32 Absatz 5) 

 
Ausbildungsnachweise 

 

Teil 1 Einzelheiten zu Umfang, Dauer und Anzahl der zu erbringenden 
 Ausbildungsnachweise 

Teil 2 Mustervordrucke 

Teil 1 

Einzelheiten zu Umfang, Dauer und Anzahl 
der zu erbringenden Ausbildungsnachweise 

 

A) Leistungsnachweise in der Grundausbildung 

(1) In der Grundausbildung sind Leistungsnachweise abzulegen, die aus einem schriftlichen 
Teil und zusätzlich aus einem praktischen Teil bestehen können, wobei im Rahmen des 
praktischen Teils ergänzende fachbezogene Fragen zulässig sind. Ein einzelner 
Leistungsnachweis soll sich jeweils nur über ein in Anlage 1 Teil B genanntes Themenfeld 
erstrecken. Die Summe der Bearbeitungszeiten aller schriftlichen Leistungsnachweise muss 
mindestens 15, jedoch höchstens 20 Unterrichtsstunden betragen. Für einen schriftlichen 
Leistungsnachweis ist in der Regel eine Bearbeitungszeit von ein bis zwei 
Unterrichtsstunden vorzusehen. Er ist unter Aufsicht und nur unter Verwendung der 
zugelassenen Hilfsmittel anzufertigen. Wird in einem Ausbildungsthema zusätzlich ein 
praktischer Leistungsnachweis durchgeführt, sind die Anwärterinnen und Anwärter bezüglich 
der sicheren Handhabung der Geräte, des einsatztaktisch richtigen Verhaltens und der 
Zusammenarbeit im Trupp oder in der Gruppe zu beurteilen. 

(2) Für den Fall einer Erkrankung, Versäumnis auf Grund sonstiger von den Teilnehmenden 
nicht zu vertretender Umstände oder eines Täuschungsversuchs finden § 31 
(Täuschungsversuche) und § 32 (Rücktritt von der Prüfung) Anwendung.  

(3) Die Ergebnisse der Leistungsnachweise sind den Anwärterinnen und Anwärtern durch 
Bewertungen gemäß Anlage 7 bekannt zu geben. 

 

B) Befähigungsberichte 

Unmittelbar vor Ablauf eines jeden praktischen Ausbildungsabschnittes haben die 
Ausbilderinnen und Ausbilder jeweils einen Befähigungsbericht nach Teil 2 dieser Anlage zu 
fertigen. Von der Abgabe eines Befähigungsberichtes soll abgesehen werden, wenn der 
Ausbildungsabschnitt weniger als 20 Arbeitstage oder im Rahmen von Schichtdienst weniger 
als 192 Schichtdienststunden betragen hat. 

Der Befähigungsbericht ist mit den Anwärterinnen und Anwärtern zu besprechen. Eine Kopie 
ist ihnen auszuhändigen. Eine weitere Kopie ist über die Ausbildungsleitung an das 
Prüfungsamt zu senden und zur Prüfungsakte zu nehmen. Das Original verbleibt bei der 
Ausbildungsbehörde. 
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C) Schriftliche Ausbildungsteile Zugführerausbildung (B IV) 

Im Rahmen der Zugführerausbildung sind durch die Anwärterin oder den Anwärter sechs 
Klausuren abzulegen, wobei sich jede Klausur jeweils auf ein Themenfeld nach Anlage 2 Teil 
C erstrecken soll. Die Bearbeitungszeit je Klausur beträgt dabei 120 Minuten. 

Eine Klausur gilt als erfolgreich absolviert, wenn sie mit mindestens „ausreichend“ (5 Punkte) 
bewertet worden ist. Für die Bewertung gilt Anlage 7 entsprechend. 
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Teil 2 

Mustervordrucke  

 

1. Mustervordruck „Befähigungsbericht“ 

 

Ausbildungsbehörde Ort, (Datum einsetzen) 

 

 

 

Befähigungsbericht 
 

gemäß § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 i.V.m. Anlage 4 Teil 1 Buchstabe B 
der Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 

über die absolvierte praktische Ausbildung im 
Bereich der nachstehend bezeichneten Ausbildungsstation 

 

Angaben zur Person 

Familienname, Vorname 
 
 
 

Amtsbezeichnung Geburtsdatum 

 

 

Angaben zur Station 

Stationsbeschreibung: 
 
 
 
 
 

Zeitraum von - bis 
 

 

Fehltage in der Station 

Fehlen infolge Krankheit:   
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Fehlen infolge Urlaubs:   
 

 
 

  

Sonstige Fehltage:   
 

 

 

Kompetenzen 

 

 Wertung 
in 

Punkten 

Wertig-
keitszahl 

Einzel-
ergebnis in 

Punkten 
1. Persönliche Kompetenzen 
1.1 Auffassungsgabe/Problemlösungsvermögen 
Fähigkeit, Sachverhalte und Zusammenhänge 
systematisch zu erfassen, zu analysieren und zu 
verarbeiten sowie die erforderlichen Schlüsse zu 
ziehen 
 
1.2 Lernbereitschaft/Motivation 
Im Verhalten zum Ausdruck kommende Einstellung 
zum Berufsfeld; Bereitschaft, sich für die Erfüllung der 
gestellten Aufgaben einzusetzen, Handlungsabläufe zu 
hinterfragen, Neuerungen gegenüber aufgeschlossen 
zu sein 
 
1.3 Leistungsvermögen 
Physisches und psychisches Vermögen, den 
Arbeitsanfall zu bewältigen und Schwierigkeiten zu 
überwinden (Energie, Ausdauer, Belastbarkeit, 
Konzentration auch bei Ablenkung) 
 
1.4 Sprachliche Ausdrucksfähigkeit 

a) mündlich 
Fähigkeit, Gedanken und Sachverhalte mündlich 
darzulegen 
 
b) schriftlich 
Fähigkeit, Gedanken und Sachverhalte 
schriftlich und orthographisch richtig darzustellen 

 

  
 
1 
 
 
 
 
 
1 
 
 
 
 
 
 
1 
 
 
 
 
 
 

0,5 
 
 
 

0,5 
 

 

2. Methodische Kompetenzen 
Fähigkeiten die verfügbaren Hilfsmittel zur Erfüllung 
der gestellten Aufgaben systematisch sinnvoll 
einzusetzen, rationell zu arbeiten und 
Arbeitstechniken einzusetzen 
 

 1  

3. Fachliche Kompetenzen 
Umfang im Ausbildungsgebiet erworbenen und 
gezeigten fachlichen Wissens; Güte und Menge der 
geleisteten Arbeit unter Berücksichtigung der 
zeitlichen Vorgaben 

 3  
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Summe 
 

 

 
Durchschnittspunktzahl*) 
 

 

 
Note 
 

 

   
* Die Durchschnittspunktzahl ergibt sich aus der Summe der vorstehenden Einzelergebnisse geteilt durch acht (Summe der 

Wertigkeitszahl). § 30 Absatz 4 Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung ist zu beachten. 
 

4. Soziale Kompetenzen 

Bereitschaft, im Team zu arbeiten und kooperativ zu agieren, mit Kritik umzugehen und 
konstruktive Kritik zu üben, Umgangsformen (verbale Umschreibung) 

 

 

 

5. Bemerkungen 

(z. B. Neigungen, Stärken und Schwächen) 

 

 

Ort 
 
 
 

Datum 
 
[tt. Monat jjjj] 

Unterschrift der Ausbilderin/ des Ausbilders 
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 Der Befähigungsbericht wurde mit mir besprochen. Die Möglichkeit der 
Gegendarstellung ist mir bekannt. 

 Eine Kopie des Befähigungsberichtes habe ich erhalten 

 

Ort 
 
 
 

Datum Unterschrift der Anwärterin/ des Anwärters 
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Anlage 5 
(zu § 28 Absatz 3) 

 
Zulassung zur Abschlussprüfung 

 
 

Bestätigung 
über das erfolgreiche Absolvieren der Ausbildungsabschnitte 

 

gemäß § 28 Absatz 3 Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
 

Anwärterausbildung vom [tt. Monat jjjj] bis [tt. Monat jjjj] 

DG, Name, Vorname Geburtsdatum, Geburtsort 

 

 

 

Straße, Haus-Nr. PLZ, Wohnort 

 

 

 

Telefon E-Mail 

 

 

 

erlernter Beruf Dienststelle 

 

 

 

Es wird bestätigt, dass die oben namentlich genannte Brandmeister-/ Brandoberinspektoren- Anwärterin 
oder der Brandmeister-/ Brandoberinspektoren-Anwärter die erforderlichen Ausbildungsabschnitte gemäß 
der Anlage (zutreffende Anlage 1 oder 2 auswählen) erfolgreich absolviert hat. Die erforderlichen Nachweise sind 
dieser Bestätigung beigefügt. 

 

 

 

Ort, Datum _________________________ Stempel und Unterschrift 

 (Ausbildungsbehörde) 
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Teil B Mustervordruck über die schriftlichen Teile der Abschlussprüfung 

 

 Niederschrift  

über die schriftliche Abschlussprüfung 

in der Laufbahn für den ………..… Dienst der Fachrichtung Feuerwehrdienst 

am in der Zeit von bis 

Prüfungsarbeit: 

Die Aufsicht führte(n): (Name, Amtsbezeichnung) 

 

 

Folgende Anwärterinnen und Anwärter haben nicht an der Prüfung teilgenommen: 

Name Grund des Fernbleibens 

Vor Beginn der Prüfung wurde den Anwärterinnen und Anwärtern das erforderliche Schreibpapier 

ausgehändigt. Der verschlossene Briefumschlag mit der Prüfungsarbeit wurde zu Beginn der Prüfung 

in Anwesenheit der Prüflinge geöffnet. Jedem Prüfling wurde ein Abdruck der Prüfungsaufgabe 

übergeben. Die erlaubten Hilfsmittel sind auf der jeweiligen Prüfungsarbeit vermerkt. Die Prüflinge 

wurden auf § 31 der Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 

(Täuschungsversuche) hingewiesen. 

Unregelmäßigkeiten: 

(Zutreffendes ankreuzen) 

nein  ja  (siehe Anlage 

 Abwesenheiten)  

Während der für die Arbeit festgesetzten Zeit haben Prüfungsteilnehmer den Prüfungsraum 

verlassen: 

 ja (siehe Anlage Abwesenheiten)    nein 

Der Zeitpunkt der Abgabe wurde auf jeder Arbeit vermerkt. 
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Bemerkungen: 

   

Ort, Datum  Unterschrift der aufsichtführenden 

Person 

 

Anlage „Abwesenheiten“ 
zur Niederschrift über die schriftliche Abschlussprüfung vom (Datum einsetzen) 

Prüfungsarbeit: 

lfd. Nr. Name des Prüfungsteilnehmers Abwesenheitszeiten 
von bis 

1    

2    

3    

4    

5    

6    

7    

8    

9    

10    

 

Bemerkungen über Unregelmäßigkeiten: 
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Tag der Ausgabe: Schwerin, den 13. Januar 2023 33Nr. 1

Teil C Mustervordruck über die Abschlussprüfung der Laufbahn des mittleren Dienstes 

 Niederschrift  

über die Ermittlung des Ergebnisses der Laufbahnprüfung 

in der Laufbahn des mittlerer Dienstes der Fachrichtung Feuerwehrdienst 

Laufbahnlehrgang 

 

 

Die Anwärterin oder der Anwärter  

wurde vom [tt. Monat jjjj] bis [tt. Monat jjjj] 

nach der Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung im Rahmen der 

Abschlussprüfung geprüft.  

Das Ergebnis der Laufbahnprüfung ermittelt sich wie folgt: 

Grundlage 
Anteil 
in % Punktzahl = Summe 

Ergebnis der Grundausbildung (§ 33 Absatz1) 30  =  

Durchschnitt der Befähigungsberichte  

(§ 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2) 

15  =  

Ergebnis der Rettungssanitäterausbildung 15  =  

Ergebnis der Abschlussprüfung:     

der schriftlichen Abschlussprüfungen (§  34 

Absatz 4) 

20  =  

der praktischen Abschlussprüfungen (§  35 

Absatz 3) 

20  =  

Summe 100 :100 =  
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Punkte  

bestanden  

 

 

nicht bestanden  

 

 

Leitung des Prüfungsamtes Vorsitz des 

Prüfungsausschusses 
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Teil D Mustervordruck über die Abschlussprüfung der Laufbahn des gehobenen Dienstes 

 Niederschrift  

über die Ermittlung des Ergebnisses der Laufbahnprüfung 

in der Laufbahn des gehobenen Dienstes der Fachrichtung Feuerwehrdienst 

Laufbahnlehrgang 

 

 

Die Anwärterin oder der Anwärter  

wurde vom [tt. Monat jjjj] bis [tt. Monat jjjj] 

nach der Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung im Rahmen der 

Abschlussprüfung geprüft.  

Das Ergebnis der Laufbahnprüfung ermittelt sich wie folgt: 

Grundlage 
Anteil 
in % Punktzahl = Summe 

Ergebnis der Grundausbildung (§ 33 Absatz1) 15  =  

Durchschnitt der Befähigungsberichte  

(§ 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2) 

15  =  

Ergebnis der Prüfung Lehrgang B III 15  =  

Ergebnis Lehrgang B IV 15  =  

Ergebnis der Abschlussprüfung:     

schriftlichen Abschlussprüfungen 

inklusive Lehrgang B V (§  34 Absatz 4) 

20  =  

durchschnittliche Punktzahl der praktischen 

Abschlussprüfungen (§ 35 Absatz 3) 

20  =  

Summe 100 :100 =  
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Punkte  

bestanden  

 

 

nicht bestanden  

 

 

 Mitglieder des 

Prüfungsausschusses 
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Anlage 7 
(zu § 30 Absatz 3) 

Bewertung 
 

Bewertung der Leistungen nach Punkten 

Punkte  Notenwert Beschreibung 

von 14 bis 15 Punkten =  „sehr gut“ (1) eine den Anforderungen in 
besonderem Maß 
entsprechende Leistung, 

von 11 bis 13,99 Punkten = „gut“ (2) eine den Anforderungen voll 
entsprechende Leistung, 

von 8 bis 10,99 Punkten = „befriedigend“ (3) eine den Anforderungen im 
Allgemeinen entsprechende 
Leistung, 

von 5 bis 7,99 Punkten = „ausreichend“ (4) eine Leistung, die zwar 
Mängel aufweist, aber im 
Ganzen den Anforderungen 
noch entspricht, 

von 0 bis 4,99 Punkten =  „nicht ausreichend“ (5) eine den Anforderungen 
wegen erheblicher Mängel 
nicht mehr genügende 
Leistung. 

 

Bewertung der Leistungen - Notenschlüssel 
Zuordnung der erfolgten Lösung der gestellten Aufgaben in Prozent zu den 
Bewertungspunkten 
 

Lösung von Lösung bis Punkte 

0,00 49,99 4,99 

50,00 55,66 5,00 

55,67 61,33 6,00 

61,34 66,99 7,99 

67,00 71,66 8,00 

71,67 76,33 9,00 

76,34 80,99 10,99 

81,00 84,66 11,00 

84,67 88,33 12,00 

88,34 91,99 13,99 

92,00 95,99 14,00 

96,00 100,00 15,00 
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Zuordnung von Punkten zu Noten 

 
Punkte von Punkte bis Note 

0,00 4,99 nicht ausreichend 

5,00 7,99 ausreichend 

8,00 10,99 befriedigend 

11,00 13,99 gut 

14,00 15,00 sehr gut 
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Anlage 8 
(§ 18 Absatz 3 und § 38 Absatz 2) 

 

Zeugnisse 

 

8.1 Muster Zeugnis über die erfolgreiche Laufbahnprüfung der Laufbahn für den mittleren 
Dienst) 

 

 

 

 

 

Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung Mecklenburg-Vorpommern 

Landesschule für Brand- und Katastrophenschutz 

Z  e  u  g  n  i  s 

Die/Der Brandmeisteranwärter/-in Vorname Name 

 

 

 

geboren am 

 

 

 in 

hat am   

die in der Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung vorgeschriebene 

 Laufbahnprüfung  

mit der Note        (     Punkte) 

bestanden. 
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Sie/Er hat dadurch die Befähigung für die Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt der 

Fachrichtung Feuerwehrdienst erlangt. 

 

 

Malchow,    

Ort, Datum 

 

 

  

Vorsitz des Prüfungsausschusses 

(Siegel) 

Leitung des Prüfungsamtes 
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Ministerium für Inneres, 
Bau und Digitalisierung 
Mecklenburg-Vorpommern 
Landesschule für Brand- und  
Katastrophenschutz 
Mecklenburg-Vorpommern 
 

Anlage zum Zeugnis über die erfolgreich bestandene Laufbahnprüfung der Laufbahn 
für den mittleren Dienst 

 

 

Übersicht über die während des Vorbereitungsdienstes zur Vorbereitung auf die 
Laufbahnprüfung zur Brandmeisterin/ zum Brandmeister absolvierten Ausbildungsteile mit 
den jeweils dort erlangten Punktzahlen: 

 

Ausbildungsteil/ Fach Anteil 
in % Punktzahl Summe 

Ergebnis der Grundausbildung 30   

Durchschnitt der Befähigungsberichte 15   

Ergebnis der Rettungssanitäterausbildung 15   

Ergebnis Abschlussprüfung: 

schriftliche Abschlussprüfung 20   

praktische Abschlussprüfung 20   

 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen das Prüfungszeugnis kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
bei dem Verwaltungsgericht Greifswald in 17489 Greifswald, Domstraße 7, schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. 
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8.2 Muster Zeugnis über die erfolgreiche Laufbahnprüfung der Laufbahn für den 
 gehobenen Dienst 

 

 

 

 

 

Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung Mecklenburg-Vorpommern 

Landesschule für Brand- und Katastrophenschutz 

Z  e  u  g  n  i  s 

Die/Der Brandoberinspektoranwärter/-in Vorname Name 

 

 

 

geboren am 

 

 

 in 

hat am   

die in der Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung vorgeschriebene 

 Laufbahnprüfung  

mit der Note        (     Punkte) 

bestanden. 

Sie/Er hat dadurch die Befähigung für die Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt der 

Fachrichtung Feuerwehrdienst erlangt. 
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Malchow,    

Ort, Datum 

 

 

  

Vorsitz des Prüfungsausschusses 

(Siegel) 

Leitung des Prüfungsamtes 
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Ministerium für Inneres, 
Bau und Digitalisierung 
Mecklenburg-Vorpommern 
Landesschule für Brand- und  
Katastrophenschutz 
Mecklenburg-Vorpommern 
 

Anlage zum Zeugnis über die erfolgreich bestandene Laufbahnprüfung der Laufbahn 
für den gehobenen Dienst 

 

 

Übersicht über die während des Vorbereitungsdienstes zur Vorbereitung auf die 
Laufbahnprüfung zur Brandoberinspektorin/ zum Brandoberinspektor absolvierten 
Ausbildungsteile mit den jeweils dort erlangten Noten: 

 

Ausbildungsteil/ Fach Anteil 
in % Punktzahl Summe 

Ergebnis der Grundausbildung 15   

Durchschnitt der Befähigungsberichte 15   

Ergebnis der Prüfung Lehrgang B III 15   

Ergebnis der Prüfung Lehrgang B IV 15   

Ergebnis Abschlussprüfung: 

schriftliche Abschlussprüfung inklusive Lehrgang B V 20   

Durchschnittliches Ergebnis der praktischen 
Abschlussprüfungen 20   

 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen das Prüfungszeugnis kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
bei dem Verwaltungsgericht Greifswald in 17489 Greifswald, Domstraße 7, schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. 
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8.3 Muster Zeugnis über das erfolgreiche Absolvieren der Einführungszeit gemäß § 18 
Absatz 3 der Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 

 

 

 

Ministerium für Inneres, Bau und Digitalisierung Mecklenburg-Vorpommern 

Landesschule für Brand- und Katastrophenschutz 

Mecklenburg-Vorpommern 

 

Z  e  u  g  n  i  s 
Die/Der (aktuelle Amtsbezeichnung einfügen) 

Vorname Name 

 

 

 

geboren am 

 

 

 in 

hat am   

die in der Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung vorgeschriebene 

Aufstiegsprüfung*) 

mit der Note        (     Punkte) 

bestanden. 
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Malchow,    

Ort, Datum 

 

 

  

Vorsitz des Prüfungsausschusses 

(Siegel) 

Leitung des Prüfungsamtes 

 
*) Die abgelegte Aufstiegsprüfung entspricht der Laufbahnprüfung für die Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt.  
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Ministerium für Inneres, 
Bau und Digitalisierung 
Mecklenburg-Vorpommern 
Landesschule für Brand- und 
Katastrophenschutz 
Mecklenburg-Vorpommern 
 

Anlage zum Zeugnis über das Bestehen der Aufstiegsprüfung gemäß § 18 Absatz 3 
der Feuerwehrlaufbahn-, Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 

 

 

Übersicht über die während der Einweisungszeit zur Vorbereitung auf die Prüfung 
absolvierten Ausbildungsteile mit den jeweils dort erlangten Noten: 

 

Ausbildungsteil/ Fach Anteil 
in % Punktzahl Summe 

Durchschnitt der Befähigungsberichte 
Einführungsabschnitt (allgemeines Praktikum) 
inklusive Urlaub und z.B. 

- Praktikum im Tagesdienst der Feuerwehr 
- Praktikum in einer anderen Behörde 

15   

Ergebnis der Prüfung Lehrgang B IV 30   

Praktikum Zugführer 15   

Ergebnis Aufstiegsprüfung: 

schriftliche Abschlussprüfung  20   

Durchschnittliches Ergebnis der praktischen 
Abschlussprüfungen 20   

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen das Prüfungszeugnis kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
bei dem Verwaltungsgericht Greifswald in 17489 Greifswald, Domstraße 7, schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. 
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8.4 Zeugnis über die erfolgreiche Laufbahnprüfung der Laufbahn für den höheren Dienst 

 

Das Zeugnis über die Laufbahnprüfung der Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt 
(höherer Dienst) ergibt sich aus Anlage 4a der Ausbildungsverordnung Feuerwehr für die 
Laufbahngruppe 2.2 des Landes Nordrhein-Westfalen. 
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§ 1
Zweck und Empfänger der Unterstützung

Betreuungsvereine in Mecklenburg-Vorpommern, die nach § 3 
des Betreuungsrechtsausführungsgesetzes anerkannt worden 
sind, erhalten auf Antrag nach den Maßgaben dieser Verordnung 
eine jährliche Unterstützung für die Wahrnehmung der Aufgaben 
nach § 15 Absatz 1 des Betreuungsorganisationsgesetzes.

§ 2
Voraussetzungen für die Unterstützung

Ein Anspruch auf die Unterstützung nach § 1 besteht nur, wenn 
gewährleistet ist, dass

1. die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 15 Absatz 1 des Be-
treuungsorganisationsgesetzes durch bei dem anerkannten 
Betreuungsverein beschäftigte Personen erfolgt, die nach 
§ 24 des Betreuungsorganisationsgesetzes registriert sind 
oder nach § 32 Absatz 1 Satz 6 des Betreuungsorganisations-
gesetzes als vorläufi g registriert gelten, und

2. die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 15 Absatz 1 des Be-
treuungsorganisationsgesetzes von der zuständigen Betreu-
ungsbehörde bestätigt wird, welche dem Betreuungsverein 
die Anerkennung nach § 3 des Betreuungsrechtsausführungs-
gesetzes erteilt hat.

Die Bestätigung nach Satz 1 Nummer 2 ist für das Jahr der Ver-
einsgründung nicht erforderlich.

§ 3
Grundausstattung

(1) Für die Einführung, Fortbildung, Beratung und Unterstützung 
(Begleitung) von durch ein Betreuungsgericht bestellte ehren-
amtliche Betreuerinnen und Betreuer nach § 15 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 des Betreuungsorganisationsgesetzes erhalten die Be-
treuungsvereine einen Betrag in Höhe von 1 000 Euro. Der Betrag 
nach Satz 1 erhöht sich ab einer Anzahl von sechs bis zu der An-
zahl von 15 zum Zeitpunkt der Antragstellung nach § 5 Absatz 1 
Satz 1 bestehenden Vereinbarungen nach § 15 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 des Betreuungsorganisationsgesetzes (Vereinbarun-
gen) um 200 Euro je Vereinbarung.

(2) Für die Durchführung von jährlich bis zu vier Veranstaltun-
gen zu der planmäßigen Information über allgemeine betreuungs-
rechtliche Fragen, Vorsorgevollmachten, Betreuungsverfügungen 
und Patientenverfügungen nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
des Betreuungsorganisationsgesetzes und zur planmäßigen Ge-

winnung von ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuern nach 
§ 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Betreuungsorganisationsge-
setzes erhalten die anerkannten Betreuungsvereine einen Betrag 
in Höhe von 250 Euro je Veranstaltung.

(3) Für die Beratung und Unterstützung von Bevollmächtigen 
nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 des Betreuungsorganisa-
tionsgesetzes erhalten die anerkannten Betreuungsvereine einen 
Betrag in Höhe von 2 000 Euro, wenn ein Beratungsangebot für 
Bevollmächtigte gewährleistet ist.

§ 4
Zusatzausstattung

(1) Bei weiteren, über die in § 3 Absatz 1 Satz 2 hinausgehende 
Anzahl von zum Zeitpunkt der Antragstellung nach § 5 Absatz 1 
Satz 1 bestehenden Vereinbarungen erhalten die Betreuungsver-
eine einen Betrag von bis zu 200 Euro je Vereinbarung.

(2) Für die Durchführung von jährlich bis zu vier weiteren, über 
die in § 3 Absatz 2 hinausgehende Anzahl von Veranstaltungen zu 
der planmäßigen Information über allgemeine betreuungsrecht-
liche Fragen, Vorsorgevollmachten, Betreuungsverfügungen und 
Patientenverfügungen nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des 
Betreuungsorganisationsgesetzes und zu der planmäßigen Gewin-
nung von ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuern nach § 15 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Betreuungsorganisationsgesetzes 
erhalten die anerkannten Betreuungsvereine einen Betrag von bis 
zu 250 Euro je zusätzlicher Veranstaltung.

§ 5
Verfahren

(1) Die Unterstützung nach § 1 wird auf schriftlichen Antrag je-
weils für ein Kalenderjahr durch Bescheid festgesetzt. Der Antrag 
nach Satz 1 ist bis zum 31. Oktober des dem Kalenderjahr voran-
gehenden Jahres, für das die Unterstützung beantragt wird, an die 
zuständige Behörde zu richten. Für das Jahr 2023 ist der Antrag 
nach Satz 1 abweichend bis zum 28. Februar 2023 an die zustän-
dige Behörde zu richten.

(2) Mit dem Antrag nach Absatz 1 Satz 1 sind

1. Angaben zur Gewährleistung der Voraussetzungen nach § 2 
Satz 1,

2. die Anzahl der auf der Grundlage einer Vereinbarung beglei-
teten ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuer,

3. die Anzahl der von diesen ehrenamtlichen Betreuerinnen und 
Betreuern jeweils geführten Betreuungen,

Verordnung zur Unterstützung von Betreuungsvereinen für ihre Aufgaben 
nach § 15 Absatz 1 des Betreuungsorganisationsgesetzes

(BtVUnterstVO M-V)

Vom 2. Januar 2023

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 200 - 2 - 2

Aufgrund des § 4 Absatz 2 des Betreuungsrechtsausführungsgesetzes vom 30. Dezember 1991 (GVOBl. M-V 1992 S. 2), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. Dezember 2022 (GVOBl. M-V S. 587) geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Sozia-
les, Gesundheit und Sport:
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4. Angaben zur Gewährleistung des Beratungsangebotes für Be-
vollmächtigte nach § 3 Absatz 3,

5. Angaben zu geplanten Veranstaltungen nach § 3 Absatz 2 und 
§ 4 Absatz 2

einzureichen.

(3) Die Auszahlung der Unterstützung nach § 1 erfolgt bis zum 
30. April des Kalenderjahres, für das sie beantragt wird. Abwei-
chend davon erfolgt die Auszahlung nach Satz 1 für das Jahr 2023 
bis zum 30. Juni 2023.

(4) Bis zum 31. März des dem Jahr folgenden Jahres, für welches 
die Unterstützung nach § 1 ausgezahlt wurde, sind der zuständi-
gen Behörde

1. die Anzahl der durchgeführten Veranstaltungen zu der plan-
mäßigen Information über allgemeine betreuungsrechtliche 
Fragen, Vorsorgevollmachten, Betreuungsverfügungen und 
Patientenverfügungen nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
des Betreuungsorganisationsgesetzes sowie die Anzahl der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer daran,

2. die Anzahl der durchgeführten Veranstaltungen zu der plan-
mäßigen Gewinnung von ehrenamtlichen Betreuerinnen und 
Betreuern nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Betreu-
ungsorganisationsgesetzes sowie die Anzahl der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer daran,

3. die Anzahl der nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 des 
Betreuungsorganisationsgesetzes durchgeführten Beratungen 
von Bevollmächtigten bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
sowie

4. die Anzahl der durchgeführten Einführungs- und Fortbil-
dungsveranstaltungen für ehrenamtliche Betreuerinnen und 
Betreuer nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Betreuungsorganisa-
tionsgesetzes sowie die Zahl der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer daran

mitzuteilen.

(5) Die zuständige Behörde kann nach Maßgabe des Landesver-
waltungsverfahrensgesetzes die vollständige oder anteilige Er-
stattung der Unterstützung nach § 1 verlangen, wenn sie nicht 
oder nicht vollumfänglich zur Wahrnehmung der Aufgaben nach 
§ 15 Absatz 1 des Betreuungsorganisationsgesetzes eingesetzt 
worden ist.

§ 6
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in Kraft.

Schwerin, den 2. Januar 2023

Die Ministerin für Soziales, 
Gesundheit und Sport

Stefanie Drese
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§ 1

Die Norddeutsche Landesbank – Girozentrale – wird berech-
tigt, durch das von ihr errichtete Landesförderinstitut Mecklen-
burg-Vorpommern nach Maßgabe des Treuhandvertrages im Rah-
men der bereits übertragenen und der zukünftig zu übertragenden 
Aufgaben in den nachfolgend aufgeführten Förderbereichen des 
Ministeriums für Bildung und Kindertagesförderung Verwal-
tungsakte zu erlassen:

1. Investitionsprogramm „DigitalPakt Schule“ einschließlich 
Zusatzprogramme,

2. Investitionsprogramm zum Infrastrukturausbau der Ganztags-
betreuung für Grundschulkinder,

3. MV-Schutzfonds und

Verordnung zur Übertragung hoheitlicher Aufgaben im Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Bildung und Kindertagesförderung auf das Landesförderinstitut 

Mecklenburg-Vorpommern

Vom 2. Januar 2023

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 600 - 2 - 20

Aufgrund des § 1 des Gesetzes zur Übertragung hoheitlicher Aufgaben auf das Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern vom 
26. Juli 1994 (GVOBl. M-V S. 783), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 6. Oktober 2005 (GVOBl. M-V S. 510, 511) geändert 
worden ist, verordnet das Ministerium für Bildung und Kindertagesförderung:

4. Aktionsprogramm des Bundes „Aufholen nach Corona für 
Kinder und Jugendliche“.

Die Konkretisierung der Aufgaben erfolgt im Einzelfall mit der Be-
auftragung des Landesförderinstituts Mecklenburg-Vorpommern.

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt § 1 Satz 1 Nummern 4, 
Nummer 6 sowie Nummer 9 der Verordnung zur Übertragung 
hoheitlicher Aufgaben im Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur auf das Landesförderinstitut 
Mecklenburg-Vorpommern vom 21. Oktober 2013 (GVOBl. M-V 
S. 598), die zuletzt durch die Verordnung vom 20. Oktober 2021 
(GVOBl. M-V S. 1436) geändert worden ist, außer Kraft.

Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Staatsvertrags zur Änderung des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021

(GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 2186 - 31)

Schwerin, den 2. Januar 2023

Die Ministerin für Bildung
und Kindertagesförderung

Simone Oldenburg

Gemäß Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes zum Staatsvertrag 
zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 vom 15. No-
vember 2022 (GVOBl. M-V S. 570) wird bekannt gegeben, dass 

der Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 vom 24. März 2022 (GVOBl. M-V S. 571) nach seinem 
Artikel 2 Absatz 1 Satz 1 am 1. Januar 2023 in Kraft getreten ist.

Schwerin, den 4. Januar 2023

Die Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig
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Gemäß § 28 Absatz 1 des Abgeordnetengesetzes wird die Ent-
schädigung nach § 6 Absatz 1 des Abgeordnetengesetzes nach 
Maßgabe der Entwicklung der Besoldung der Beamtinnen und 
Beamten und der Richterinnen und Richter im Land Mecklen-
burg-Vorpommern angepasst. Dabei ist die in § 6 Absatz 1 festge-
legte Orientierung an der Besoldungsgruppe R 2 für verheiratete 
Vorsitzende Richterinnen und Richter am Landgericht, Erfah-
rungsstufe 7 und zwei Kindern beizubehalten. Jährliche oder 
einmalige Sonderzahlungen bleiben bei der Berechnung außer 
Betracht. Das Gesetz über die Anpassung von Besoldungs- und 
Beamtenversorgungsbezügen 2022 und zur Änderung weiterer 
besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften des Lan-
des Mecklenburg-Vorpommern vom 9. Dezember 2022 (GVOBl. 
M-V S. 597) sieht eine Erhöhung der Dienstbezüge und sonstiger 
Bezüge ab dem 1. Dezember 2022 um 2,8 Prozent vor.

Nach § 28 Absatz 1 des Abgeordnetengesetzes wird die Entschä-
digung nach § 6 Absatz 1 zum 1. Januar 2023 angepasst.

Gemäß § 28 Absatz 2 des Abgeordnetengesetzes wird die Kos-
tenpauschale entsprechend der Entwicklung der Lebenshaltungs-

kosten aller privaten Haushalte in Mecklenburg-Vorpommern an-
gepasst. Das Statistische Amt Mecklenburg-Vorpommern hat die 
für die Anpassung der Kostenpauschale nach § 9 Absatz 1 des 
Abgeordnetengesetzes maßgebende Preisentwicklungsrate der 
Präsidentin des Landtages mitgeteilt. In der Mitteilung des Sta-
tistischen Amtes wird die Preisentwicklungsrate für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2021 bis zum 30. Juni 2022 mit 5,9 Prozent beziff ert.

Nach § 28 Absatz 2 des Abgeordnetengesetzes wird die Kosten-
pauschale zum 1. Januar 2023 angepasst.

Danach betragen ab 1. Januar 2023

- die Entschädigung nach § 6 Absatz 1 des Abgeordnetengeset-
zes 6 727,12 EUR,

- die Kostenpauschale nach § 9 Absatz 1 des Abgeordnetenge-
setzes 2 130,71 EUR

Schwerin, den 5. Januar 2023

Die Präsidentin des Landtages
Mecklenburg-Vorpommern

Birgit Hesse

Entschädigung und Kostenpauschale für die Mitglieder
des Landtages von Mecklenburg-Vorpommern

Vom 5. Januar 2023

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 1101 - 1 - 20

Aufgrund des § 28 des Abgeordnetengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Januar 2022 (GVOBl. M-V S. 26) wird 
Folgendes bekannt gemacht:


